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Einleitung

1 Einleitung

Die sozial-6kologische Transformation ist die grofie
strukturelle Aufgabe unserer Zeit, denn sie verlangt
nach einem tiefgreifenden und raschen Wandel der
Gesellschaft. Wo dieser Wandel genau hinfiihrt, ist
(noch) nicht vorhersehbar und Gegenstand eines fort-
wahrenden Lern- und Aushandlungsprozesses, der
von Akteuren*Akteurinnen aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft ge-
staltet wird.

Zivilgesellschaftlichen Nachhaltigkeitsinitiativen
kommt in diesem Kontext eine besondere Rolle zu: Sie
mobilisieren Biirger*innen und Ressourcen, fordern
Entscheidungstrager*innen zum Handeln auf und ge-
nerieren praxistaugliche Ideen fiir mehr Nachhaltig-
keit in allen Lebensbereichen. Die Bandbreite reicht
von Selbstreparatur-Fahrradladen iiber Zero-Waste-
Kochworkshops, Netzwerken und Plattformen bis hin
zu Energiegenossenschaften oder Wohnprojekten, die
von Biirger*innen getragen werden.

Initiativen entwickeln, leben und verbreiten vielfal-
tige Konzepte, wie Nachhaltigkeit im Kleinen und
Grof3en besser gelingen kann. Sie weisen dabei ein

Eine Workshop-Teilnehmerin halt Ergebnisse auf einem Plakat fest.

enormes Potenzial auf, gewohnte, nicht nachhaltige
Denkmuster aufzubrechen, Wissen in Handlungen zu
iibersetzen und bringen mit ihren Projekten und In-
novationen Transformationsprozesse voran.

Biirger*innen, die sich in Nachhaltigkeitsinitiativen
engagieren, agieren nicht vollkommen losgeldst von
politischen Regularien und Mafinahmen und stehen
in Interaktion mit staatlichen Akteuren*Akteurinnen,
was mitunter Herausforderungen bereithalt. Zum ei-
nen werden Initiativen in ihrer Entwicklungs- und
Innovationskraft z. B. durch geltende administrati-
ve Auflagen, politische Ziele und Richtlinien gelenkt
und unter Umstdanden behindert. Doch genauso sind
die Anderungen von staatlichen Regularien eine ent-
scheidende Stellschraube fiir die Skalierung zivilge-
sellschaftlicher Aktivitdten, von der Nische in den
Mainstream. Zum anderen werden Nachhaltigkeitsi-
nitiativen durch politische Mafinahmen geférdert, um
den Wandel hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft
voranzutreiben. Obwohl sie den politischen Status
Quo herausfordern, lehnen sie die Zusammenarbeit
mit staatlichen Stellen nicht ab — sondern suchen die-
se oftmals.

Nachhaltigkeitsinitiativen sind von zivilgesellschaftlichen Gruppen getragene Projekte, die durch ihre
Praktiken oder Prozesse einen Beitrag dazu leisten, Nachhaltigkeit in vielfédltigen Lebensbereichen
der Gesellschaft zu verankern. Es handelt sich dabei um selbst-organisierte Gruppen (d.h. nicht von
staatlichen Stellen initiiert), die aus ihrer Lebens- und Alltagspraxis heraus versuchen, gesellschaft-

liche Veranderungen in Richtung Nachhaltigkeit anzubahnen. Die Vielfalt der Projekte ist dabei grof3:
von Gruppen ohne Rechtsform und ohne feste Mitgliederstruktur, die nur lokal und zeitlich begrenzt
agieren, bis hin zu etablierten Strukturen, die iiber die Jahre die Form eines gemeinwohlorientierten

Unternehmens angenommen haben.




Einleitung

1.1 Erkenntnisinteresse und Forschungsfragen

Damit sich die Ideen und Praktiken der Nachhaltig-
keitsinitiativen in der Breite etablieren, ist eine Kultur
der Zusammenarbeit aller gesellschaftlicher Akteu-
re*Akteurinnen notwendig und moéglich. Wie dies er-
reicht werden kann, wurde in dem Projekt ,,Zivilge-
sellschaftliche Nachhaltigkeitsinitiativen auf dem
Weg in nachhaltige Politik starken, skalieren, ver-
netzen®, das vom Umweltbundesamt (UBA) und vom
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) in
Auftrag gegeben wurde, untersucht’. Dabei standen
folgende Fragen im Fokus:

> Wie kénnen in Nachhaltigkeitsinitiativen enga-
gierte Biirger*innen auf die Herausforderungen
zwischen Aufstieg in den Mainstream und Erhalt
des Transformationspotentials ihrer Initiative rea-
gieren?

» Wie konnen Nachhaltigkeitsinitiativen mit der
Notwendigkeit der Forderung und mdéglichen Ei-
nengung durch Regularien umgehen?

> Welche nischen-spezifischen Bediirfnisse gibt in
den verschiedenen Aktionsfeldern der Nachhaltig-
keitsinitiativen?

» Welchen Beitrag kann Verwaltung und Politik
beim Abbau struktureller Hiirden fiir den Aufstieg
von Nachhaltigkeitsinitiativen in den Mainstream
leisten?

» Wie kénnen innovative Beteiligungsformate die
Transformation und Forderung der Demokratie
unterstiitzen?

Skalierung bezieht sich auf die Vergrof3erung der Wirkmachtigkeit, die Aktivitdten im Zuge einer nach-
haltigen Entwicklung entfalten konnen. Im vorliegenden Kontext beschreibt Skalierung den Prozess,

durch den Nachhaltigkeitsinitiativen die Wirkung ihrer Projekte, Innovationen und Aktivitaten vergro-
Bern kénnen, um aus der Nische herauszutreten und auf einen gesellschaftlichen Wandel hinzuwirken.

1.2 Projektablauf und Forschungsdesign

Im Zentrum des Vorhabens stand ein mehrstufi-

ger zweijahriger Beteiligungsprozess, bei dem zu-
ndchst mit Nachhaltigkeitsinitiativen Hiirden, welche
die Arbeit der Initiativen erschweren, identifiziert
wurden. Darauf aufbauend wurden Losungsansat-

ze fiir Verwaltung und Politik entwickelt, wie diese
strukturellen Hindernisse iiberwunden und nach-
haltiges Handeln in der Praxis geférdert werden

1 DasVorhaben ,Zivilgesellschaftliche Nachhaltigkeitsinitiativen auf dem Weg in nach-
haltige Politik stirken, skalieren, vernetzen* (FKZ 3720 11 102 0) wurde im Zeitraum
03/2021 bis 07/2024 vom nexus Institut in Zusammenarbeit mit der Karte von mor-
gen und Stiftung Mitarbeit durchgefiihrt. Evaluiert wurde das Projekt von Prof. Norbert
Kersting (Universitdt Miinster).

konnen. Anschlief3end wurden die Ideen und L&-
sungsvorschldge mit Vertretern*Vertreterinnen aus
Verwaltung, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und
Nachhaltigkeitsinitiativen auf ihre Umsetzbarkeit ge-
priift und zu Mafinahmen weiterentwickelt (siche Ab-
bildung S. 7).
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Vertreter*innen von Nachhaltigkeitsinitiativen arbeiten gemeinsam Lésungsvorschldge fiir Politik und Verwaltung aus.

1.3 Auswabhl der beteiligten Nachhaltigkeitsinitiativen nach Themenfeldern

Auch wenn die an dem Projekt beteiligten Initiativen
kein reprasentatives Abbild der deutschen Nachhal-
tigkeitsinitiativen darstellen, ist es wichtig, dass die
Initiativen zumindest zu einem gewissen Grad fiir
eine groflere Anzahl an Initiativen charakteristisch
sind. Daher sollten die Initiativen sich nicht nur the-
matisch in ihren Aktivitdaten, sondern auch in ande-
ren Eigenschaften wie ihrer Bestandsdauer, Grofle,
Rechtsform und regionalen Verortung moglichst un-
terscheiden. Fiir die Auswahl der teilnehmenden In-
itiativen wurde zunéchst die Datenbank der Karte
von morgen gesichtet und weitere Netzwerke (RENN,

715
weitere

!; Recherche s
Sichtung von
26.407 +
Eintrdgen auf e
der Karte von
morgen

Netzwerk21

Liste mit 9000+

DSEE >> Nachhaltigkeits-

initiativen

DSEE, Netzwerk21, FUTUR Zwei) durchsucht. Von
650 kontaktierten Nachhaltigkeitsinitiativen nahmen
letztlich 62 Initiativen an dem Projekt teil (siehe Ab-
bildung S. 9).

Unter den Beteiligten waren Vertreter*innen u.a. von
Biirgerenergieprojekten, Bildungsinitiativen, Nach-
barschafts- und Kulturzentren, (informellen) Netz-
werken, Gemeinschaftsgédrten oder Wohnprojekten.
Eine detaillierte Ubersicht aller beteiligten Nachhal-
tigkeitsinitiativen bietet die Karte auf der folgenden
Seite.

62 beteiligte
Intiativen

Kontaktaufnahme
>> mit ca. 650

Initiativen

»

Vorgehensweise bei der Auswahl der beteiligten Nachhaltigkeitsinitiativen
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Clustern der gesammelten Hiirden in einem der Workshops mit den Initiativen

2 Ergebnisse des Beteiligungsprozesses mit den

Nachhaltigkeitsinitiativen

2.1 Identifizierte Hiirden

Im Rahmen des Beteiligungsprozesses wurden struk-
turelle Herausforderungen und Hiirden ermittelt, die
einer hoheren Wirksamkeit der Nachhaltigkeitsinitia-
tiven entgegenstehen und eine Skalierung der Initia-
tiven erschweren. Es zeigte sich, dass viele Initiativen
— ungeachtet der Mitgliederanzahl, regionalen Ver-
ortung oder des behandelten Themenfeldes — iiber-
wiegend mit &hnlichen Problemen zu kdmpfen ha-
ben. Das betrifft insbesondere die Finanzierung von
Projekten und den Austausch mit der Verwaltung.
Allerdings gibt es durchaus auch sehr spezifische He-
rausforderungen, wie z. B. der Fachkréfte- oder Ma-
terialmangel, unter dem vor allem Energiegenossen-
schaften oder Wohnprojekte zu leiden haben.

Die von den Initiativen genannten Hiirden wurden

insgesamt in acht Clustern zusammengefiihrt. Ne-
ben den hier vorgestellten Clustern berichteten die
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Initiativen von organisationsinternen Problemen. In
diesem Kontext wurden vor allem Schwierigkeiten
beim Organisations- und Strukturaufbau genannt,
die u.a. durch das Fehlen von Rdumen fiir Treffen,
teaminterne Konflikte oder die begrenzte zeitliche
Verfiigharkeit von Ehrenamtlichen oder Teilzeitkraf-
ten verursacht werden. Dies hat zur Folge, dass die
erhoffte Wirkung der Projekte oft hinter den eigenen
Anspriichen zuriickbleibt. Auch wenn der Fokus im
weiteren Verlauf des Prozesses vor allem auf Lésun-
gen fiir staatliche Akteure lag, wurden diese ein-
schrankenden Faktoren auf Seiten der Initiativen bei
der Entwicklung der Mafinahmen beriicksichtigt.

Verschleppung der Transformation durch die Politik
Nachhaltigkeitsinitiativen erleben Barrieren bei der
Entfaltung ihres Transformationspotenzials insbe-

sondere dann, wenn ihre Ideen und ihr Engagement



in der Politik auf wenig Gehor und Unterstiitzung sto-
Ben. Politische Entscheidungen, wie die Einfithrung
eines bedingungslosen Grundeinkommens, bleiben
aus oder es werden Fehlanreize gesetzt, u.a. bei der
Forderung durch die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau
(Kfw).

Nachhaltigkeitsinitiativen und Politik folgen schein-
bar grundlegend unterschiedlichen Handlungsma-
ximen. So spielen fiir Nachhaltigkeitsinitiativen das
Gemeinwohl, Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit
eine libergeordnete Rolle, wahrend in der Politik auch
parteipolitische und wirtschaftliche Interessen be-
riicksichtigt werden miissen. Von den Initiativen wird
dies als unnotige Verzégerung in der sozial-6kologi-
schen Transformation wahrgenommen, fiir deren Um-
setzung sie sich ein viel h6heres Tempo wiinschen.

Probleme mit der Verwaltung

Der haufige Mangel an Kontakt und Kooperation mit
der Verwaltung wird als besonders frustrierend wahr-
genommen und ist ursdchlich fiir zahlreiche weite-

re Herausforderungen, denn unter den staatlichen
Akteuren, nimmt die Verwaltung eine entscheidende
Rolle ein. Sie nimmt eine Vielzahl von Aufgaben und

Ergebnisse

Funktionen wahr, die das tdgliche Leben der Biirger-
schaft beriihren. Somit kommen Initiativen frither
oder spater z. B. bei der Planung von Veranstaltun-
gen, Projektfinanzierung, Bauvorhaben u.v.m. un-
weigerlich mit der Verwaltung in Kontakt. Allerdings
gestaltet sich dieser Kontakt vielerorts schwierig, auf-
grund fehlender Ansprechpersonen oder unklarer Zu-
standigkeiten.

Gelingt die Verstandigung zu den Fragen und Her-
ausforderungen der Initiativen nicht, besteht wenig
Bewusstsein und Anerkennung innerhalb der Verwal-
tung fiir die Arbeit der Initiativen und deren Limitie-
rungen. Weitere Kritikpunkte der Initiativen sind in-
transparente und lange Entscheidungsprozesse sowie
patriarchale Hierarchien, die eine Zusammenarbeit
auf Augenhohe verhindern.

Unpassende Fordermaoglichkeiten

In den Workshops benannten die Nachhaltigkeitsi-
nitiativen ungeeignete 6ffentliche Férdermittel als
ein zentrales Problem. Ungeeignet deshalb, da die
Antragsstellung haufig zu komplex ist und Anfor-
derungen, wie aufzubringende Eigenmittel, gestellt
werden, welche die Initiativen nicht erfiillen kénnen.

Sammeln von Hiirden bei einem der Workshops mit den Initiativen
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Ergebnisse

Zudem ist in der Regel eine langerfristige staatliche
Finanzierung bestehender erfolgreicher Projekte nicht
moglich. Da Férdermittelgebende vor allem auf Kurz-
fristigkeit und Innovation setzen, miissen Initiativen
laufende Aktivitdten fiir Forderantrage immer wieder
aufs Neue innovativ begriinden, um deren Finanzie-
rung zu sichern.

Ebenso wurde mehrfach beklagt, dass es bei Proble-
men mit den Antragsverfahren, missverstandlichen
Forderbescheiden, Abrechnungen oder Nachweisen
keine Unterstiitzungsstrukturen (z. B. mit juristischer
Expertise) gibt. Scheitern langwierige Antragsverfah-
ren, bleiben {iber Monate gebundene personelle Res-
sourcen unvergiitet, was mitunter den Zerfall und das
Ausbrennen von Initiativen zur Folge hat.

Problematisches Konstrukt des Ehrenamts
Ehrenamtlich getragene Initiativen stehen vor der He-
rausforderung, auf die anhaltende Motivation ihrer
Engagierten angewiesen zu sein. Motivationsquel-

le kann dabei z. B. der eigene Nutzen oder die gesell-
schaftliche Wertschitzung und Anerkennung der
ehrenamtlichen Tatigkeit sein. Letzteres wurde von
einigen Initiativen vermisst, auch weil ehrenamtliche
Tatigkeiten oft nicht als ,,richtige Arbeit* betrachtet
werden. Einige Jobcenter sehen sie gar als Hindernis
fiir die Arbeitssuche an. Zugleich ist ehrenamtliches
Engagement nicht fiir alle Gesellschaftsschichten
gleichermaf3en zugdnglich, da soziale und wirtschaft-
liche Barrieren, insbesondere fiir weniger privilegier-
te Gruppen, die aktive Teilhabe erschweren.

Eine hohe Fluktuation aktiver Mitstreiter*innen fiihrt
zu einer prekidren Arbeitsweise und der Ungewissheit,
ob es gelingt, die Strukturen einer Initiative soweit zu
festigen, dass ein langfristiges Bestehen gesichert ist.

Schwieriges Andocken an die Gesellschaft

Als Reaktion auf politische Dauerkrisen - Kriege,
Energiepreiskrise, Pandemien- und den Klimawan-
del - ziehen sich viele Menschen immer starker ins
Private zuriick (Griinewald et al. 2021). Fiir Nachhal-
tigkeitsinitiativen wird es daher zunehmend schwie-
riger, mit ihren Anliegen zu Teilen der Bevolkerung
durchzudringen, mit denen sie noch nicht in direkter
Verbindung stehen. Zudem mangelt es den Initiativen
an Expertise und Ressourcen fiir die Offentlichkeits-
arbeit und die gezielte Ansprache von Menschen au-
BBerhalb der eigenen Blase gelingt nicht immer.

12

Blockierender Rechtsrahmen
Nachhaltigkeitsinitiativen sehen sich auf der einen
Seite mit einem iiberregulierten Rechtsrahmen kon-
frontiert, der zahlreiche biirokratische Hiirden und
Vorschriften aufweist. Diese erschweren die Um-
setzung nachhaltiger Praktiken in verschiedenen
Handlungsfeldern, wie z. B. der Marktzugang fiir
erneuerbare Energieprojekte und langwierige Ge-
nehmigungsverfahren fiir Windkraftanlagen. Zu-
satzlich gibt es Vorschriften, die es einigen Initiati-
ven erschweren, den Status der Gemeinniitzigkeit
zu erlangen (z. B. fehlt der Gemeinniitzigkeitszweck
»Schaffung bezahlbaren Wohnraums*) oder aufrecht-
zuerhalten, wenn zu grof3e Riicklagen gebildet wer-
den, was wiederum die finanzielle Nachhaltigkeit
beeintrachtigt. Auf der anderen Seite mangelt es an
gesetzlichen Regelungen, die die Entwicklung und
Umsetzung von Kreislaufwirtschaftsmodellen sowie
gemeinwohlorientierten Praktiken z. B. bei der Ver-
gabe von Flachen und Auftrdgen gezielt férdern und
unterstiitzen.

Systemische Herausforderungen der Transformation
Unter Problemlagen wie der Energiepreiskrise, Fach-
krafte- und Materialmangel hat zwar die ganze Ge-
sellschaft zu leiden, dennoch sind einige Initiativen,
insbesondere aus dem Bereich der erneuerbaren Ener-
gien erheblich betroffen, da dadurch die Planung und
erwartete Rentabilitédt ihrer Projekte unsicherer wer-
den. Auch der héchst kompetitive Zugang zu Raum
und Boden sowie hohe Baukosten verhindern das
Entstehen weiterer Projekte, die bezahlbaren Wohn-
raum schaffen wollen. Von den Initiativen wurde in
diesem Kontext bemangelt, dass bei zu vielen Ent-
scheidungen die Maxime ,,Eigentum statt Gemein-
wohl“ gilt. Zudem stellt der Einfluss von Wirtschafts-
lobbys auf staatliche Akteure, dem die Initiativen
kaum etwas entgegensetzen konnen, eine Herausfor-
derung dar.

Konkurrenz und mangelnde Vernetzung

Der Wettbewerb der Initiativen um Anerkennung und
die fehlende Vernetzung zwischen den Initiativen er-
schweren deren Zusammenarbeit. Insbesondere klei-
nere Initiativen schaffen es kaum, in der Offentlich-
keit und bei der Geldgeberschaft aus dem Schatten
zivilgesellschaftlicher Groflinstitutionen (z. B. BUND,
Caritas) herauszutreten.



Ergebnisse

Utopie eines groen WIR

2.2 Zukunftsvisionen und Losungsvorschldage der Initiativen

Ausgehend von den Hiirden, entwickelten die Betei-
ligten Visionen einer Zukunft, in der ihre Initiativen
ihr volles Potenzial ungehindert ausschopfen und in
die Gesellschaft transformativ hineinwirken kénnen.
Drei dieser Zukunftsutopien werden an dieser Stel-

le prasentiert, da sie exemplarisch zeigen, wohin der
Weg der sozial-6kologischen Transformation fithren
konnte: hin zu einer vernetzten Kultur des Miteinan-
ders aller gesellschaftlicher Akteure*Akteurinnen.
Fiir die Entwicklung dieser Utopien wurde, wie auf
den Abbildungen zu sehen, unter anderem mit der
Kreativ-Methode Lego Serious Play gearbeitet. Durch
das Bauen metaphorischer Modelle werden die Visio-
nen fiir die Beteiligten wahrend der Veranstaltung
und im Nachgang, fiir die spitere Betrachtung, (be)
greifbar. Aus den Utopien wurden im weiteren Pro-
zess Losungsansdtze und Maf3inahmen herausgear-
beitet, die in den folgenden Kapiteln genauer erlautert
werden.

1. Ein grof3es WIR
» Jede*r geht raus aus eigener Bubble: z. B. zum

Fuf3ballplatz oder auf die Dorfversammlung.

» Es gibt mehr Rdume, Personal und Geld fiir Parti-
zipationsprozesse.

» Es braucht Menschen, die Bubbles verbinden!

Menschen werden nicht in Zielgruppen, sondern
Themengruppen verortet. Sie horen einander zu
und finden gemeinsam eine Losung.

Alle Menschen sind flexibel und wechseln ab und
an ihre Perspektive.

Politik, Gesellschaft und Verwaltung verbinden
sich zu einem grof3en WIR.

. Vernetzte Verwaltung

Die Verwaltung steht in der Mitte der Gesellschaft,
ist aber offener und hat Antennen in alle Bereiche
der Gesellschaft. Dariiber sammelt sie Impulse (z.
B. der Initiativen) systematisch ein.

Alles ist miteinander verbunden, alle Initiativen
und alle Verwaltungen.

Eine Art Grundeinkommen oder Engagementein-
kommen ermoglicht, dass ohne konkrete Ziel- und
Maf3inahmenplane direkt losgelegt werden kann,
ohne erst 10 Formulare ausfiillen zu miissen.

Fiir Material gibt es einen fliegenden Lagerraum,

der notiges Material immer dorthin bringt, wo es
gerade gebraucht wird, inkl. Personal.
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Dazu gibt es eine Schnittstellen-Person mit Augen
nach drauflen: was brauchen die Initiativen? Und
was muss dafiir innerhalb der Verwaltung passie-
ren?

Nachhaltigkeit wird in der Verwaltung von Anfang
an mitgedacht.

Verwaltung wird komplett neu gedacht: Auf nach-
barschaftlicher Ebene werden demokratische
Nachbarschaftsrite initiiert, die ein Budget haben
und selbst verwalten kénnen.

Die Verwaltung ladt Menschen fiir alle Entschei-
dungen ein. Dabei begegnen sich die Beteiligten
mit viel Vertrauen und Wertschitzung.

. Zentrales Forderwesen auf Augenh6he mit allen
Initiativen

Geldgeber*innen sehen sich als Teil des grofen
Ganzen.

Bestehende Projekte werden einfacher verstetigt,
z. B. werden Pilotprojekte weiterfinanziert, damit
mehr Menschen erreicht werden konnen (ohne
wieder bei Null anzufangen).

Die De-minimis-Beihilfe-Regelung ist abge-
schafft'.

Abbau von Subventionen fiir nicht-nachhaltiges
Wirtschaften, dafiir mehr Subventionen fiir Nach-
haltiges und Internalisierung von Umweltkosten,
sodass umweltschddliche Produkte immer teurer
sind als nachhaltige.

Involvierendes Projektcontrolling durch Auftrag-
gebende: geben vor Ort Riickenwind.

(Nicht akademisierte) Initiativen ohne An-
trags-Knowhow erhalten Unterstiitzung

- Forderungen werden damit inklusiv fiir alle

(auch bildungsferne) Schichten.

Es gibt kostenfreie Beratungsangebote fiir:

> Fordermittelberatung unabhdngig von konkre-
ten Forderprogrammen, die sich mit allen For-
derméglichkeiten auskennt.

» Buchhaltungsfragen.

Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsinitiativen,
wie Repair-Cafés in kommunalen Haushalten.

-

: :&; g

Utopie der vernetzten Verwaltung

1 300.000 € Obergrenze fiir Gelder aus EU-Fordertopfen fiir einen Zeitraum von 3 Jah-
ren.

14
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Hirden in des

Ergebnisse

A

Vowsdung,

Ukppies.

Zwei Workshop-Teilnehmende betrachten gemeinsam ein Poster zur Uberwindung von Hiirden in der Verwaltung

Anschlieend wurden aus den Zukunftsvisionen zahl-
reiche Lésungsvorschldge fiir Verwaltung und Politik
generiert:

Verwaltung als Anlaufstelle und Partner

>

Amt fiir Ideen - sozial-6kologisches Zukunfts-
biiro: Ein Anlaufpunkt, an den sich Initiativen
mit ihren Ideen wenden konnen. Die Unterstiit-
zung erfolgt in Form eines Férdermittelscreenings,
Matchmaking verschiedener Initiativen, die zu
dhnlichen Themen arbeiten und den entsprechen-
den Verwaltungsressorts. Das Amt sollte {iber
fachliches Wissen (z. B. zum Thema Mobilitit) ver-
fligen, mit Plainen der Kommune vertraut sein, zu
verfiigbaren Fordermitteln beraten und mit An-
laufstellen auf Kiezebene verbunden sein. Dabei
blieb offen, ob das Amt direkt in der Verwaltung
oder als intermedidre Struktur auf3erhalb der Ver-
waltung angesiedelt sein sollte. Auch auf Bunde-
sebene wurde sich ein Amt fiir Ideen in Form eines
Ministeriums gewiinscht.

Ein alternatives, aber sehr dhnliches Konzept

fiir eine lokale Verwaltungseinheit wurde eben-
falls entwickelt. Das Amt auf Augenhdhe fiihrt
Menschen und Ideen zusammen, fungiert dabei

als rdumliche Anlaufstelle, die Initiativen Raume
fiir ihre Aktivitdten zur Verfiigung stellt. Ein be-
sonderer Fokus liegt hier auf der Kooperation mit
Stadtteilzentren und Ansprache von Menschen
mit geringem Einkommen. Auch soll das Amt auf
Augenhdhe direkt Gelder, z. B. ein kommunales
Grundeinkommen fiir Initiativen verwalten und
in Kooperation mit einem alternativen Arbeitsamt
ausschiitten.

Neudefinition der Aufgabe der Arbeitsdmter
und Jobcenter als Vernetzungsstelle von Men-
schen, die auf der Suche nach sinnstiftender Be-
schiftigung sind, und Projekten von Initiativen.

Flachendeckende Verbreitung von Nachhaltig-
keitsbeauftragten als Kontakt- und Beratungs-
stellen fiir Initiativen. Eine Implementierung wur-
de auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene
gefordert. Die dafiir notwendigen Mittel sollten in
die jeweilige Haushaltsplanung integriert werden
und so eine langfristige Finanzierung der Stellen
sichern. Bei Nichteinrichtung der Stellen sollen
Strafzahlungen erfolgen.
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>

Digitale Plattform fiir Ideen dient der Samm-
lung und dem Sichtbarmachen von Initiativen. Als
konkrete Funktionen der Plattform wurden sich
ein digitaler Marktplatz, Mailingverteiler, Aufzei-
gen von Best Practice Beispielen, Matchmaking
von Initiativen, Vernetzung mit der Verwaltung
und eine Projektborse zur Auswahl forderfahi-

ger Initiativen fiir die Verwaltung gewiinscht. Der
Betrieb der Plattform sollte durch die Verwaltung
erfolgen, da eine hauptamtliche (langfristige) Be-
treuung die Plattform technisch auf dem aktuellen
Stand hilt und Prozesse (z. B. in der Kommune)
anstoft.

Integration neuer Praxen in das Verwaltungs-
handeln und Planungswesen, um biirokrati-
sche Grauzonen fiir Initiativen aufzul6sen (z. B.
Gemeinschaftsgartenflache als Flachenkategorie
etablieren, dhnlich wie Schrebergarten oder Fuf3-
ballplitze).

Anerkennung und Férderung des Ehrenamts

>

Grundeinkommen fiir Ehrenamtliche bzw. En-
gagementeinkommen als Ausdruck der Wertschat-
zung fiir die geleistete gemeinwohlorientierte
Arbeit und zur Entlastung der Initiativen hinsicht-
lich zu beantragender Personalmittel im Rahmen
von Foérderantragen.

Rentenpunkte fiir das Ehrenamt, analog zur
Anrechnung von Pflegearbeit und Kindererzie-
hung.

Einfiihrung steuerlich absetzbarer Ausgaben
fiir das Ehrenamt.

Finanzierung von mehr Weiterbildungen fiir
Ehrenamtliche im Bereich Nachhaltigkeit durch
die offentliche Hand.

Sichtbarmachen von Ideen & gegenseitiges Lernen

>
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Mehr Kommunikation iiber Aktivitidten der In-
itiativen via 6ffentlicher Kanéile. Der 6ffentliche
Raum sollte stiarker genutzt werden, um Initiati-
ven und ihre Ideen bekannter zu machen. Dies

kann z. B. auf digitalen Anzeigetafeln (z. B. Ber-
liner Fenster in U-Bahnen) oder Pinnwénden in
Amtern, Flyern in Biirgerdmtern oder auch im 6f-
fentlich-rechtlichen Rundfunk geschehen. Fiir
Letzteres konnten Formate wie die ZDF-Sendung
plan b oder das Projekt KLIMA® vor acht Vorbilder
sein.

Feuerwerk der Ideen durch Kreativ-Wettbe-
werbe, deren Ergebnisse bei abendfiillenden
Veranstaltungen mit viel Prominenz (aus Politik,
Film, Sport etc.) prisentiert werden.

Empowerment durch Vernetzung, z. B. durch
die Biindelung und Kommunikation von Best
Practices in Form eines Informations- und Em-
powerment Pakets fiir jede Initiative. Als Vorbild
wurden in dem Kontext Unterstiitzungsangebo-
te bei der Griindung von Jugendparlamenten in
Brandenburg genannt?. Der Wissenstransfer zwi-
schen startenden und bereits erfahreneren Initia-
tiven kann iiber eine Plattform, Hackathons o. &.
ermoglicht werden.

Mehr Bildung fiir mehr Wertschitzung von
Nachhaltigkeitsthemen durch Finanzierung von
Angeboten in Schulen (z. B. Lebens-Demokra-
tie-Unterricht) und schulferner Bildungsangebote
zu Nachhaltigkeitsthemen. Dies soll mehr Men-
schen aktivieren, sich fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung einzusetzen und sich in Initiativen zu
engagieren. Die Bildungsangebote sollten mittels
Férderung finanziert werden, die wiederum mit
einem moglichst geringen Aufwand fiir die Initia-
tiven verbunden sein sollte. Als Beispiel wurden
das Nachhaltigkeitsmobil, das BUND-Umweltzen-
trum Franzigmark oder der Frei-day aufgefiihrt.

Formate zur Vernetzung heterogener Ziel-
gruppen, bei denen die Ideen von Nachhaltig-
keitsinitiativen gemeinsam diskutiert werden. Zu
diesem Zweck sollten Formate wie ,,Deutschland
spricht“® weiterentwickelt werden, die zum Aus-
tausch anregen und Menschen zusammenbrin-
gen, die iiblicherweise nicht aufeinandertreffen.

Fiir die Griindung eines Jugendparlamentes bietet eine eigene Kompetenzstelle fiir
Kinder- und Ju-gendbeteiligung in Brandenburg Beratung an: s. Website des Kompe-
tenzzentrums.

Initiiert wurde das Format 2017 von Zeit Online. Es vermittelte Streitgespréche zwi-
schen Menschen mit unterschiedlichen Meinungen zu vielseitigen Themen wie z. B.
zur Corona-Politik, Verbrennungsmotoren, Riickkehr zur Wehrpflicht. Mehr Informatio-
nen zu dem Format gibt es auf der Zeit Online Website.


https://www.zdf.de/gesellschaft/plan-b
https://klimavoracht.de/
https://lighthouse.global/de/projekte/das-lighthouse-nachhaltigkeitsmobil/
https://www.bund-halle.com/franzigmark/bund-umweltzentrum/
https://www.bund-halle.com/franzigmark/bund-umweltzentrum/
https://frei-day.org/der-frei-day/lernformat/
https://www.jugendbeteiligung-brandenburg.de/
https://www.jugendbeteiligung-brandenburg.de/
https://www.zeit.de/serie/deutschland-spricht
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Beratung und Expertise fiir Initiativen

>

Ein staatlich finanzierter Experten*Expertin-
nenpool bietet Zugang zu Hilfestellungen und
Beratung u. a. in den Bereichen Buchhaltung,
Marketing, Offentlichkeitsarbeit, Grafik Design
fiir Nachhaltigkeitsinitiativen. Die Finanzierung
der Experten*Expertinnen erfolgt weitestgehend
durch die 6ffentliche Hand, bei in Inanspruchnah-
me einer Beratung miissen die Initiativen 10 %
beisteuern.

Férderwesen

>

Aussetzen der europdischen De-minimis-Bei-
hilfen-Regelung fiir Nachhaltigkeitsinitiativen.
Laut der Regelung gibt es fiir Unternehmen, wie
auch Vereine, einen Maximalwert von 300.000 €
fiir finanzielle Beihilfen der Europdischen Union,
der fiir einen Zeitraum von 3 Jahren gilt.

| 4

Ausarbeitung eines Losungsvorschlags in einer Kleingruppe

Nachhaltige Ausschreibungs- und Vergabe-
Kkriterien z. B. entlang eines Punktesystems, das
sich an den Gemeinwohl6konomie-Kriterien* ori-
entiert. Der Zwang des giinstigsten Angebots wird
dabei aufgehoben und Nachhaltigkeitskriterien
starker beriicksichtigt. Auf kleinere Initiativen, die
eine Vielzahl von Kriterien im Rahmen von Zerti-
fizierungen nicht erfiillen kénnen, sollte hierbei
Riicksicht genommen werden. Fiir die Umsetzung
wdre eine Anpassung des Wettbewerbsrechts und
der Aufbau rechtssicherer Kriterien fiir die Verwal-
tung notwendig.

Sozialraumorientierung als Forderkriterium
fiir eine Wirkung in die Breite der Gesellschaft
(iiber die ,,Bubble® der Nachhaltigkeit hinaus).
Dies stellt auch einen Beitrag dazu dar, die soziale
Dimension der sozial-6kologischen Transforma-
tion starker mitzudenken als bislang, da soziale

Die Kriterien umfassen: Menschenwiirde, Solidaritat und Gerechtigkeit, 6kologische
Nachhaltigkeit, Transparenz und Mitentscheidung bezogen auf die relevanten Beriih-
rungsgruppen einer Organisation: Lieferant*innen, Eigentiimer*innen & Finanzpart-
ner*innen, Mitarbeitende, Kunden*Kundinnen & Mitunternehmen, Gesellschaft s. Ge-
meinwohlmatrix der Gemeinwohlokonomie.
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https://germany.ecogood.org/tools/gemeinwohl-matrix/
https://germany.ecogood.org/tools/gemeinwohl-matrix/
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Gerechtigkeit eine wichtige Basis fiir entsprechen-
de Aushandlungsprozesse ist. Konkret bedeutet
das: sozialraumbezogene Projekte fiir einen inklu-
siven Umweltschutz (z. B. Quartiers- und Sozialar-
beit in Foérderprojekten).

Mehr Mittel auf lokaler (kommunaler) Ebene
fiir die Forderung sozialer Themen und Nachhal-
tigkeit vor Ort.

Fordermittelberatung und -screening von der
Verwaltung angeboten im Rahmen einer Anlauf-
stelle fiir Initiativen (s. auch Amt fiir Ideen).

sumgedrehte“ Projekthorse fiir die Finan-
zierung von Projekten. Initiativen miissen sich
kiinftig nicht mehr auf Férderungen bewerben,
sondern werden von der Verwaltung {iber eine
Projektborse gefunden und angefragt. Dabei ler-
nen sich beide Seiten kennen, tauschen sich zu ih-
ren Ideen aus und loten gemeinsam aus, ob eine
Forderung in Frage kommt.

Im Zuge eines involvierenden Projektcontrol-
lings ist die Vergabe von Férdermitteln nicht nur
von textlichen Antriagen abhingig, sondern auch
von vor Ort Besichtigungen der Projekte und In-
itiativen. Zudem stehen Zuwendungsgeber*innen
den Initiativen iiber das Projekt hinweg unterstiit-
zend zur Seite. Als Fundament bedarf es eines ge-
genseitigen Verstandnisses fiir die Arbeitsweisen
und Ziele zwischen Initiativen und der Verwal-
tung.

Grundeinkommen bzw. Basisfinanzierung ge-
meinwohlorientierter Initiativen. Hierzu wurden
mehrere sehr dhnliche Losungsansatze in den
Workshops entwickelt. Sie alle zielen darauf ab,
Personal- und Grundkosten (z. B. Miete) von Initia-
tiven langfristig abzusichern und einer Ausbeu-
tung der ehrenamtlich Aktiven vorzubeugen. Eine
Idee fiir die Ausschiittung des Grundeinkommens
war, dass nur von der lokalen Verwaltung akkre-
ditierte (und als wirkungsvoll erachtete) Initiati-
ven iiber eine digitale Plattform fiir Ideen die Gel-
der erhalten.

>

Subventionen fiir Nachhaltigkeitsinitiativen
mit positiver Gemeinwohlbilanz’ reduzieren den
bisherigen Aufwand einer Finanzierung von Pro-
jekten. Organisationen mit einer negativen Ge-
meinwohlbilanz sollten Abgaben zahlen.

Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen

>

Klimacheck fiir bestehende und neue Geset-
ze, um diese hinsichtlich ihres Beitrags zu mehr
Nachhaltigkeit und Klimaschutz zu priifen.

Etablierung eines gemeinwohlorientierten Bo-
den- und Flachenmanagements, das zu mehr
Chancengleichheit durch Begrenzung des indivi-
duellen Boden- und Immobilieneigentums fithren
soll. Pachtvertrdage sollten nur nach verpflichten-
der Konzeptvergabe mit strengen Nachhaltig-
keitskriterien vergeben werden. Zudem sollte ein
groflerer Fokus auf der Bestandssanierung, statt
dem Neubau, liegen. Da im Bereich der Immobi-
lienwirtschaft viel Lobbyismus betrieben wird,
brauchen Initiativen eine Institution, die sie mit
wissenschaftlichem und juristischem Wissen un-
terstiitzt, wenn sie an Kommunen herantreten.
Diese Institution soll auch unterstiitzen beim Ein-
klagen vorhandener Méglichkeiten.

Mehr Verbote von nicht nachhaltigen Prakti-
ken, wie z. B. in der konventionellen Landwirt-
schaft (Anwendung mineralischer Diinger, Einsatz
toxischer Pestizide).

Initiativen mehr regulatorische bzw. biirokrati-
sche Freirdume einrdumen, durch mehr Flexibi-
litat bei Formalitdten und gesetzlichen Anforde-
rungen (z. B. Steuererkldrungen, Bauantrige) fiir
transformative und emanzipatorische Projekte.

Kennzeichnungspflicht von Produkten zum
Schutz und zur Forderung regionaler Produkte. In
Verbindung mit dem Erhalt des Labels steht eine
finanzielle Unterstiitzung fiir die Erzeuger*innen.

5

Gemeinwohlbilanzen bilden das Herzstiick der Gemeinwohlokonomie und ermogli-
chen es Institutionen eine realistische Einschatzung iiber den eigenen Beitrag zum
Gemeinwohl zu haben s. Gemeinwohl-Okonomie.


https://germany.ecogood.org/tools/gemeinwohl-bilanz/

Starkung des Gemeinwohls

» Gemeinwohl als zentrale Pramisse staatlichen
Handelns durch eine Neubewertung von Leistung
und entsprechender Bezahlung (z. B. Aufwertung
von Ehrenamt und Care-Arbeit), die Etablierung
eines Maximallohns sowie dem Setzen von Hin-

dernissen fiir nicht-nachhaltige und nicht-gemein-

wohlorientierte Praktiken.

Ergebnisse

» Einfiihrung eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens fiir alle ab Geburt.

» Implementierung eines verpflichtenden nachhalti-
gen Jahres fiir Biirger*innen.

2.3 MafBinahmen zur Umsetzung fiir Verwaltung und Politik

Die aus den Zukunftsvisionen entstandenen Lésungs-

vorschlage der Nachhaltigkeitsinitiativen wurden in
einem sich anschliefienden Stakeholderprozess® zu
konkreten und umsetzbaren Mafinahmen weiterent-
wickelt. Grundlegend fiir die Ausarbeitung der Maf3-
nahmen waren folgende Uberlegungen’:

» Die Mafinahmen sollen dazu beitragen, Hinder-
nisse und die ihnen zugrunde liegenden struktu-
rellen Blockaden (z. B. Finanzkonstrukte, Rechts-
verordnungen) abzubauen bzw. zu {iberwinden.
Die zu erwartende positive Wirkung soll ein még-
lichst grof3es Spektrum an Initiativen erreichen

(unabhéngig von Grofle, bearbeitetem Thema oder
Grad der Professionalisierung ehrenamtlicher und

hauptamtlicher Strukturen).

> Von einer grofleren Wahrscheinlichkeit der Um-
setzbarkeit wird bei kleinteiligeren Mafinahmen
statt grofleren Gesetzesanderungen o. d. ausge-
gangen. Der zeitliche Umsetzungshorizont der

Mafinahmen soll idealerweise 5 Jahre betragen. Es
sollen keine Doppelstrukturen geschaffen werden.

Die Maf3inahmen bauen moglichst auf bestehen-
den Strukturen und Handlungsansitzen auf.

» Mittels ergebnisoffener Prozesse, die Initiativen,
Politik und Verwaltung vernetzen, konnen wei-
terfithrende politische Maflnahmen identifiziert
werden, die eine Integration und Verbreitung der
Nachhaltigkeitsinitiativen hin zu robusten und
strukturbildenden Vorhaben erméglichen.

6  An der Ausarbeitung der MaBnahmen waren Vertreter*innen aus der Wissenschaft,
Verwaltung, Zivilgesellschaft und Intermedidre, die zwischen Initiativen und staat-
lichen Akteuren*Akteurinnen vermitteln, beteiligt.

7 Von einigen Beteiligten wurde kritisiert, dass aufgrund dieser Kriterien keine Losun-
gen aus dem Prozess hervorgehen, die einen tiefgreifenderen systemischen Wandel
herbeifiihren, bei dem z. B. die derzeitige kapitalistische Verwertungslogik in Frage
gestellt wird.

Fiir die Weiterentwicklung zu Maf3inahmen wahlten
die Nachhaltigkeitsinitiativen 3 Losungsvorschldge
aus:

» Einrichten von Anlaufstellen in Kommunen: Kiez-
biiros und Nachhaltigkeitsbeauftragte

» Kostenfreie Fordermittelberatung und -screening
» Sichtbar machen von Initiativen und ihren Projek-

ten iiber offentliche Kanile und eine digitale Platt-
form fiir die Ideen.
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2.3.1 Ansatzpunkt 1: Etablierung lokaler Anlaufstellen

Nachhaltigkeitsinitiativen sind in erster Linie lo-

kal ausgerichtet, sie gehen auf die Bediirfnisse, Res-
sourcen und Herausforderungen einer bestimmten
Gemeinschaft oder Region ein. Dabei sind sie maf3-
geblich auf die Unterstiitzung von Entscheidungstra-
gern*Entscheidungstriagerinnen und der Verwaltung
vor Ort angewiesen, um ihre Ideen erfolgreich umset-
zen und gesellschaftlichen Wandel anstof3en zu kon-
nen.

Im Rahmen des Partizipationsprozesses wurde deut-
lich, dass ein Mangel an Austausch und die fehlen-
de Kooperation mit der Lokalverwaltung eines der
Hauptprobleme fiir die Initiativen darstellt. Initiati-
ven, die sich im Bereich Nachhaltigkeit engagieren,
haben oft noch keine festen Strukturen in der Ko-
operation mit der Verwaltung und weiteren lokalen
Stakeholdern etabliert. Dies liegt u. a. daran, dass
sie oft neue Formen der Zusammenarbeit suchen und
nicht iiber die etablierten Organisationsstrukturen

traditioneller Vereine oder Organisationen verfii-
gen. Deshalb sind spezifische Unterstiitzungsangebo-
te notig, um so langfristig nicht nur das Wachstum,
sondern auch die Wirksamkeit der Initiativen vor Ort
zu férdern und ihre Anliegen in die nachhaltige Ent-
wicklung der Kommune mit einzubeziehen.

Um diesen Problemen zu begegnen, wurde von den
Initiativen als Losungsansatz angeregt, mehr lokale
Anlaufstellen zu etablieren. Diese sollen als zentra-
ler Anlaufpunkt fiir Fragen und praktische Hilfestel-
lungen fiir Nachhaltigkeitsinitiativen auf der lokalen
Ebene dienen. Zudem sollen sie die Kooperation und
Vernetzung zwischen den Initiativen mit der Verwal-
tung und Politik férdern. Die Anlaufstellen sollen
dadurch kontinuierlich Impulse aus der Zivilgesell-
schaft in die Verwaltungsstrukturen einbringen und
so einen Beitrag leisten, Denk- und Handlungsweisen
langfristig zu verdndern.

Gemeinschaftsgartenbeauftragte*r Berlin — Lokale Starkung und Vernetzung einer
diversen Urban-Gardening-Szene

Das rasche Wachstum der Berliner Urban-Gardening-Szene und gleichzeitig die Bedrohung der Gar-
ten durch den immer grof3er werdenden Druck, freie Flachen nachzuverdichten, erforderten ein koor-
diniertes Vorgehen fiir die Unterstiitzung der Berliner Gemeinschaftsgarten auf Landesebene. Denn
viele Aktivitdaten der zivilgesellschaftlich getragenen Garten gehen haufig iiber die Zustandigkeits-
bereiche einzelner Verwaltungsressorts hinaus (wie beispielsweise Strafen- und Griinflichenamter,
Umweltdmter und Friedhofsamter). Der Bedarf an neuen Ansadtzen und Unterstiitzungsmoglichkeiten
zeigt sich zudem an den haufig nicht klar benannten und bekannten Ansprechpartnern*Ansprechpart-
nerinnen sowohl bei den Senatsverwaltungen als auch bei den Bezirken sowie potenziellen Flachen-
gebern*Flachengeberinnen. Darauf reagierte die zustandige Senatsverwaltung 2019, indem sie eine
zentrale Ansprechperson fiir Berliner Gemeinschaftsgarten einsetzte. Der Gemeinschaftsgartenbe-
auftragte ist zustandig fiir die Koordination des Themas in der Verwaltung sowie die Vermittlung und
Beratung der Initiativen. Seit der Einsetzung des Beauftragten wurde in einem mehrjdhrigen partizipa-
tiven Prozess ein Gemeinschaftsgartenprogramm fiir Berlin von Zivilgesellschaft und Verwaltung ge-
meinsam entwickelt, das die Sicherung existierender und die Entstehung neuer Garten férdern soll.

Laufzeit: Seit 2019

Trédger:

Personalstellen: 1
Finanzierung: Landesmittel

Weiterfiihrende Informationen
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https://www.berlin.de/gemeinschaftsgaertnern/gemeinschaftsgaerten/gemeinschaftsgaerten-in-berlin/artikel.879232.php
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Miinchner Initiative Nachhaltigkeit (MIN) — Forderung der Zusammenarbeit zwischen
Verwaltung und Zivilgesellschaft durch praxisorientierte Projekte

Die MIN ist ein Zusammenschluss iiberwiegend zivilgesellschaftlicher Organisationen, die sich in
Miinchen fiir eine nachhaltige Entwicklung einsetzen. Ziel des Biindnisses ist es, eine gemeinsame
Stimme verschiedener zivilgesellschaftlicher Initiativen zu formen. Dabei sollen Zielkonflikte disku-
tiert und Synergien geschaffen werden, um zu wichtigen Themen eine gemeinsame Position zu ent-
wickeln und diese gegeniiber der Stadtverwaltung und -politik zu vertreten. Durch eigene Projekte der
MIN soll nachhaltiger Wandel erlebbar gemacht und aufgezeigt werden, wie gesellschaftliche, gesetz-
liche und verwaltungstechnische Hiirden tiberwunden werden kénnen.

In Werkstattgesprdachen zu nachhaltigen Quartieren organisiert die MIN zum Beispiel die Vernet-

zung von Initiativen auf Quartiersebene mit der Verwaltung. In den Workshops geht es nicht nur dar-
um, konkrete Losungen fiir eine Verbesserung der Strukturen zur Unterstiitzung des Engagements im
Quartier zu finden, sondern auch um ein gegenseitiges Verstandnis der Arbeitsweisen von Verwaltung

und Quartiersinitiativen.

Ausgangspunkt: Biindnisgriindung 2016 nach der Ratifizierung der Resolution des Deutschen Stddte-
tages zur Agenda 2030 durch den Miinchner Oberbiirgermeister - Auftakt der Zusammenarbeit 2019
durch die vom Biindnis organisierte erste Miinchener Nachhaltigkeitskonferenz.

Trager:
chen.

Die Organisation und Verwaltung erfolgt derzeit iiber die BiirgerStiftung Miin-

Personalstellen: 2 Teilzeitstellen (Geschiftsfiihrung & Projektleitung)

Finanzierung:

Regelférderung der Stadt (v.a. Personalstellen) plus Projektférderung (ca. 30 %),

Spendengelder. Die Umsetzung der Projekte erfolgt in Zusammenarbeit mit haupt-
sachlich ehrenamtlich tiatigen Biindnispartnern*innen.

Weiterfiihrende Informationen

Modelle lokaler Anlaufstellen in der Praxis

Es gibt verschiedene Ansatze, Anlaufstellen in der lo-
kalen Engagementlandschaft zu platzieren, die sich
den Gegebenheiten vor Ort anpassen. Die meisten
Anlaufstellen lassen sich (grob) den folgenden bei-
den Modellen zuordnen: Anlaufstellen innerhalb der
Verwaltung und Anlaufstellen verwaltungsexterner
Trager. Allerdings gibt es in der Praxis auch Mischfor-
men, sodass eine klare Abgrenzung nicht immer klar
getroffen werden kann.

Anlaufstellen innerhalb der Kommunalverwaltung
sind direkt in die Verwaltungsstruktur integriert und
mit einer Personalstelle (z. B. Nachhaltigkeitsheauf-
tragte*r Berlin-Neukolln, Nachhaltigkeitsbiiro Han-
nover) ausgestattet, die das Thema Nachhaltigkeit in

der Verwaltung iibergreifend betreut. Diese direkte
Einbindung verleiht der Anlaufstelle Legitimitat und
ermoglicht eine effiziente Koordination zwischen zi-
vilgesellschaftlichem Engagement und Verwaltungs-
aktivitaten.

Im Kontrast dazu stehen tragergefiihrte Anlaufstel-
len auflerhalb der Verwaltung. Trager sind oftmals
gemeinniitzige Organisationen oder Stiftungen, die
bereits iiber ein gutes Netzwerk mit anderen zivilge-
sellschaftlichen Organisationen verfiigen. Initial-
ziindung fiir die Entstehung einer tragergefiihr-

ten Anlaufstelle kann eine organisch gewachsene
bottom-up-Initiative aus der Zivilgesellschaft ohne
kontinuierliche Finanzierung oder eine Ausschrei-
bung der Kommune mit entsprechender Férderung

21


https://www.m-i-n.net/
https://www.berlin.de/ba-neukoelln/politik-und-verwaltung/beauftragte/nachhaltigkeit/nachhaltigkeit-und-entwicklungspolitik-658684.php
https://www.berlin.de/ba-neukoelln/politik-und-verwaltung/beauftragte/nachhaltigkeit/nachhaltigkeit-und-entwicklungspolitik-658684.php
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt-Nachhaltigkeit/Nachhaltigkeit/Nachhaltigkeitsb%C3%BCro
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt-Nachhaltigkeit/Nachhaltigkeit/Nachhaltigkeitsb%C3%BCro
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House of Resources — Bundesférderprogramm zur Finanzierung und Vernetzung
lokaler Anlaufstellen fiir migrantische Selbstorganisationen

Die Houses of Resources (HoR) werden durch
das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

(BAMF) im Auftrag des Bundesministeriums des
Innern und fiir Heimat (BMI) geférdert. HoR un-

terstiitzen Migrantenorganisationen, Initiativen Iﬂl

und Vereine im Bereich Integration und gesell- / Koﬁnnzierende oo
schaftlichem Zusammenhalt. Die Hauser bie- %

ten bedarfsorientiert und flexibel Ressourcen

und Leistungen an — sei es in Form von Bera- %
tung, Raumlichkeiten oder finanziellen Mitteln.

Au3erdem fordern sie Kooperationen und Net- /
zwerke mit relevanten Institutionen und Orga- ﬂ HoR
nisationen, um lokal nachhaltige Strukturen fiir
biirgerschaftliches und zivilgesellschaftliches \
Engagement im Integrationsbereich zu schaf-

fen. HoR erméglichen auch eine Unterstiitzung @
der Arbeit von Ehrenamtlichen vor Ort tiber Mi- ==
kroprojektférderungen.

d Privatrechtliche
Mittelweiterleitung

Ausgangspunkt: 2015 erste modellhafte Ex- Vereine,
probung, 2016 Start des Initiativen
Forderprogramms

Trdger: Jedes der einzelnen HoR hat
einen eigenen Trager (Verei-
ne).

Personalstellen: Uber das Forderprogramm
konnen Personalstellen je
nach Bedarf beim Trager fi-
nanziert werden.

Finanzierung: Ein HoR erhdlt aktuell bis
zu 150.000 € vom BAMF
sowie ggf. zusétzliche Zu-
wendungen von Kommu-
nen, Landern, Unterneh-
men oder anderen privaten
Geldgebern*Geldgeberin-
nen. Aktuell werden 20
HoR durch das BAMF un-
terstiitzt. Zusatzlich gibt es
eine systematische Unter-
stiitzung durch den ,,Fonds
auf Augenhohe* der ,,Soft-
ware Stiftung AG*.

Weiterfiihrende Informationen



https://house-of-resources.de/

und vorgegebener Arbeitsstruktur sein. Unabhangi-
ge Netzwerke wie das TransitionHaus Bayreuth oder
Projekte wie das Haus des Engagements Freiburg
sind beispielsweise Anlaufstellen, die aus zivilgesell-
schaftlichem Engagement gewachsen sind. Zudem
gibt es in den Kommunen hdufig Anlaufstellen im Be-
reich der Engagementférderung, die bei der Vermitt-
lung zwischen Ehrenamtlichen und Initiativen unter-
stiitzen (z. B. Freiwilligenagenturen) und damit als
generelle Vernetzungsstellen fiir biirgerschaftliches
Engagement wirken (R6bke 2014).

Die Erfolgsgeschichten verschiedener lokaler Schnitt-
stellen zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung
veranschaulichen die Bandbreite der Herangehens-
weisen zur Organisation lokaler Anlaufstellen.

Rahmenbedingungen und Erfolgsfaktoren lokaler
Anlaufstellen

Um effektive Rahmenbedingungen fiir die Anlauf-
stellen zu schaffen, ist es entscheidend, die indivi-
duellen Gegebenheiten auf lokaler und regionaler
Ebene zu beriicksichtigen. Im landlichen Raum kann
dies beispielsweise die Etablierung mobiler Anlauf-
stellen bedeuten. Bevor eine Einfiihrung erfolgt,

ist es entscheidend, einen umfassenden Uberblick
iiber bereits vorhandene Angebote zu gewinnen, um

Ergebnisse

Doppelstrukturen zu vermeiden. In manchen Fillen
bietet es sich an, bestehende Strukturen zu kombinie-
ren oder zu erweitern, beispielsweise in Kombinati-
on mit Freiwilligenagenturen oder Stadtteilzentren.
Denkbar ware auch, Anlaufstellen kiinftig in stadti-
sche Orte wie Bibliotheken zu integrieren. Entschei-
dend ist, dass die Schnittstellenfunktion, ob in Tra-
gerhand oder innerhalb der Verwaltung, reibungslos
funktioniert und die Anlaufstelle ausreichend Riick-
halt in der Verwaltung erfahrt, sodass die Themen
dort ressortiibergreifend platziert werden kénnen.

Zudem ist eine langfristige Ausrichtung der Anlauf-
stelle eine Grundvoraussetzung, damit eine gegen-
seitige Vertrauensbasis entstehen kann. Wie das
Beispiel der House of Resources demonstriert, muss
die dafiir notwendige Finanzierung nicht allein von
staatlicher Seite bestritten werden. Die HoR zeigen,
dass die Einrichtung eines Fonds zur direkten und
unkomplizierten Unterstiitzung von Nachhaltigkeit-
sinitiativen ein wesentliches Instrument der An-
laufstellen darstellt. Durch diese niedrigschwellige
Zuwendungsmoglichkeit, die unabhéangig von for-
malisierten Férderverfahren erfolgt, werden in erster
Linie Erstkontakte zwischen den Initiativen und der
Anlaufstelle hergestellt. Diese Kontakte konnen dann
als Ausgangspunkt fiir einen vertieften Austausch
und nachfolgende Kooperationen dienen.

Mafinahme 1.1: Ausbau bestehender Kontakt- bzw. Personalstellen zur Etablierung einer kommunalen

Anlaufstelle fiir nachhaltiges Engagement

Es gibt nicht den einen Kénigsweg, um lokale Anlauf-
stellen fiir Nachhaltigkeitsinitiativen zu etablieren.
Gerade in kleinen und mittleren Kommunen ist es fi-
nanziell herausfordernd, von Grund auf neue Stellen
zu schaffen. Vielmehr liegt der Schliissel zur Forde-
rung von Nachhaltigkeitsinitiativen oft in der geziel-
ten Weiterentwicklung bereits vorhandener Struktu-
ren und Ressourcen als Anlaufstellen vor Ort. Dazu
verdeutlichte die Projektrecherche und der Austausch
mit den Stakeholdern, dass vielerorts bereits viel-
faltige lokale Strukturen existieren, auf die aufge-
baut werden kann, wie z. B. Klimaschutzbeauftragte,
Nachhaltigkeitskoordinatoren*Nachhaltigkeitskoor-
dinatorinnen oder Freiwilligenagenturen in kom-
munaler Tragerschaft.

Daher wird an dieser Stelle prototypisch skizziert, wie
im Rahmen einer Testphase, ohne grofiere finanzielle

und personelle Aufwendungen die Erweiterung be-
stehender Strukturen im Sinne einer lokalen Anlauf-
stelle umgesetzt werden kann. Idealerweise folgt auf
die Testphase ein politischer Beschluss, der die dau-
erhafte Verankerung der Anlaufstelle herbeifiihrt.
Eine Verankerung kann auch iiber die Integration als
Mafinahme innerhalb einer kommunalen (Nachhal-
tigkeits-)Strategie erfolgen. Die Testphase kann hier-
fiir ausreichend argumentative Grundlagen und Er-
fahrungen bereitstellen.

Initiative ergreifen: In den Gesprachen mit

den Stakeholdern wurde deutlich, dass fiir der-
artige organisationale Verdnderungen der Ein-
satz einzelner Personen innerhalb oder aufierhalb
der Verwaltung entscheidend ist. Externe Impul-
se, wie Anfragen von Biirger*innen oder loka-

le Initiativen kénnen, wie das Beispiel des Berliner
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https://transition-bayreuth.de/
https://haus-des-engagements.de/
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Gemeinschaftsgartenbeauftragten zeigt, dabei ein
Startpunkt sein. Letztlich liegt es aber an den Ent-
scheidungstrdager*innen in der Verwaltung und Poli-
tik, sich diesem Anliegen anzunehmen.

Konzept erarbeiten: In der Konzeptphase ist zu-
nichst wichtig, einen Uberblick iiber bestehende
Strukturen zu gewinnen, auf die aufgebaut wer-

den kann. Dies beinhaltet personliche Gesprache
mit lokalen Nachhaltigkeitsinitiativen, Recherchen
in sozialen Netzwerken und Besuche von Stadttei-
laktionen. Zusatzlich ist ein ressortiibergreifender
Austausch innerhalb der Verwaltung erforderlich,
um die Idee einer Anlaufstelle aufzunehmen und ge-
meinsam weiterzudenken. Dabei ist es wichtig, das
Entstehen von Doppelstrukturen zu vermeiden. Bei-
spielsweise sollte keine verwaltungsinterne Stelle
eingerichtet werden, wenn bereits Ansatze eines Tra-
gers existieren, um Aufgaben einer Anlaufstelle zu
iibernehmen. Stattdessen kann diese Stelle durch die
Verwaltung gestdrkt und eine Kooperation etabliert
werden.

Bei der Konzeption der Testphase sind mehrere zen-
trale Punkte zu beriicksichtigen:

1. Personalausstattung: Es sollte eine Person be-
nannt werden, die die Koordination des Tests
iibernimmt und als Ansprechpartner*in fungiert.
Dabei ist es wichtig zu betonen, dass fiir die Test-
phase keine neue Stelle geschaffen werden muss.
Stattdessen kann eine bereits bestehende Stelle
im Aufgabenbereich erweitert werden, um die
Testphase zu koordinieren.

2. Ziele und Aufgaben: In der Testphase miissen
noch nicht alle Aufgaben zur Unterstiitzung
abgedeckt werden. Vielmehr gilt es, mit leicht
umsetzbaren Maflnahmen und Aktivitdten einen
ersten Kontakt zu Nachhaltigkeitsinitiativen her-
zustellen, um einen Uberblick iiber die konkreten
Bedarfe, Kommunikationswege und Herausfor-
derungen zu erhalten. Priorisiert werden sollten
Arbeitsfelder mit guten Erfolgsaussichten und
glinstigen Startbedingungen.

3. Ressortiibergreifender Austausch: Bereits in der
Testphase sollten die Kommunikationswege der
Anlaufstelle innerhalb der Verwaltung getestet
werden. Ziel ist zu priifen, wie die Anliegen der
Nachhaltigkeitsinitiativen bestmoglich weiter-
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getragen und ressortiibergreifend koordiniert
werden kénnen.

4. Offentlichkeitsarbeit zur Steigerung der Bekannt-
heit der Anlaufstelle: Hierbei sind zunachst
niedrigschwellige Mittel zu wahlen, wie die Be-
kanntgabe des Testlaufs und der Ansprechperson
auf der Webseite der Kommune, in Newslettern,
sozialen Medien, Pressemitteilungen oder iiber
Multiplikatoren*Multiplikatorinnen.

5. Langfristige Orientierung: Trotz des Fokus auf die
Testphase sollte stets die langfristige Orientierung
im Blick behalten werden. Es ist wichtig, bereits
wahrend der Testphase darauf hinzuwirken, dass
die Anlaufstelle auch langfristig Bestand hat und
weiterentwickelt werden kann.

Testphase und Evaluation: Wahrend der Testpha-
se von etwa einem halben Jahr liegt der Fokus darauf,
die genauen Bedarfe der Nachhaltigkeitsinitiativen
vor Ort zu ermitteln und die Kommunikationswege
zu testen. Durch diese Phase wird ein tieferes Ver-
standnis fiir die konkreten Anforderungen und Her-
ausforderungen der 6rtlichen Nachhaltigkeitsinitia-
tiven erlangt. Gleichzeitig bietet die Testphase die
Moglichkeit, verschiedene Ansdtze und Mafinahmen
zu erproben und ihre Wirksamkeit zu bewerten. Eine
Evaluation der Testphase liefert wichtige Erkenntnis-
se fiir die Weiterentwicklung der Anlaufstelle. Auf
Grundlage dieser Erfahrungen konnen konkrete Aus-
sagen gemacht werden, welche Ressourcen die An-
laufstelle benotigt und wie eine dauerhafte Umset-
zung gelingen kann.

Langfristige Verankerung: Basierend auf den ge-
sammelten Informationen wiahrend der Testphase
wird eine Beschlussvorlage fiir die Politik erstellt.
Diese enthilt eine Beschreibung des Aufgaben- und
Zustandigkeitsprofils sowie die dafiir notwendigen
personellen und finanziellen Ressourcen.
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Mafinahme 1.2: Modellprojekt zur Forderung lokaler Anlaufstellen fiir nachhaltiges Engagement durch

Bundesmittel

Fiir die Etablierung weiterer lokaler Anlaufstellen als
Schnittstellen zwischen Zivilgesellschaft und Verwal-
tung ist angesichts der schwierigen finanziellen Lage
in vielen Kommunen eine externe (Anschub-)Finan-
zierung notig. Ein Férderprogramm auf Bundesebene,
dhnlich dem House of Resources, kann hier Abhilfe
schaffen. Mittels eines zweijahrigen Modellprojekts
soll zunéchst erprobt werden, wie:

1. Anlaufstellen gestaltet sein miissen (u. a. Perso-
nalausstattung, Raume, Tragerschaft).

2. Kooperative Finanzierungsmodelle fiir Anlauf-
stellen aus einer Kombination 6ffentlicher und
privatwirtschaftlicher Geldgeber*innen gestaltet
werden kdnnen.

3. Kooperationen zwischen Initiativen und der Kom-
mune initiiert werden kénnen (z. B. Werkstattge-
sprache, Runder Tisch, Akteursrunden u. 4.).

4. Die Vernetzung lokaler Anlaufstellen zum Erfah-
rungsaustausch gelingen kann.

Sofern die Evaluation griines Licht fiir den Ausbau
des Modellprojekts gibt, werden aus den gewonne-
nen Erkenntnissen Riickschliisse fiir die Ausgestal-
tung des Forderprogramms gezogen. Die gesammel-
ten Erfahrungen sollten zudem in einem Leitfaden
zur Etablierung und Umsetzung lokaler Anlaufstellen
festgehalten werden, um sowohl der Verwaltung als
auch potenziellen Tragern vor Ort eine Orientierungs-
hilfe beim Aufbau des Angebots zu bieten. Bei der Ge-
staltung des Forderprogramms sollte eine Vernetzung
der Anlaufstellen mitgedacht und geférdert werden,
um einen Austausch zu guter Praxis zu erméglichen
(zur Veranschaulichung des Modellprojekts s. Abbil-
dung rechts).

4 Modellprojekt A

Finanzierung: Bundesmittel
Projektkoordination: Bundesbeh&rde oder Dienstleister
Laufzeit: 2 Jahre

1.0ffentliche Ausschreibung

2. Interessensbekundungsverfahren:
Kommunen, Inititiativen, bestehende
Anlaufstellen bewerben sich

3. Auswahl von ca. 5-10 lokalen “ “

Anlaufstellen, die ein breites Spektrum
verschiedener Modelle von ﬂ ﬂ

Anlaufstellen abdecken *
2
NG

Vernetzung der Anlaufstellen im
Modellprojekt

Evaluation des Modellprojekts

oy

- /
h A h A
v v

Langfristige Unterstiitzung lokaler Anlaufstellen

P
Bundesférderprogramm
unter Einbindung
weiterer Fordergeber
(u. a. Unternehmen)
zur langfristigen
Unterstiitzung von
Anlaufstellen

Leitfaden zur Etablierung
und Umsetzung lokaler
Anlaufstellen

Workshops & Vernetzungs-
veranstaltungen fiir
Anlaufstellen

- J
* Beratung und Vernetzung mit House of Resources des BAMF

Ausbau von Férdermdglichkeiten fiir lokale Anlaufstellen
—Vom Modellprojekt zum Bundesférderprogramm
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2.3.2 Ansatzpunkt 2: Vereinfachung der Zuwendungspraxis

Von der kleinen Kiezinitiative bis hin zu gréf3eren
iiberregional agierenden Vereinen: Genauso unter-
schiedlich wie die Nachhaltigkeitsinitiativen selbst,
sind auch ihre Anspriiche an Férdermittelgeber und
Forderbedarfe. Wahrend einige ihre Finanzierung
komplett eigenstdandig durch Mitgliedsbeitrdge oder
Spenden stemmen konnen, sind viele Initiativen auf
staatliche Zuwendungen fiir die Umsetzung ihrer Pro-
jekte angewiesen.

Von den Initiativen wurde in dem Beteiligungspro-
zess vor allem beméngelt, dass an sie die gleichen
zuwendungsrechtlichen Anforderungen wie an alle
anderen Férdermittelempfanger (z. B. Kommunen,
Unternehmen) gestellt werden, obwohl sie aufgrund
ihrer Beschaffenheit grundsitzlich andere Vorausset-
zungen mitbringen (u. a. weniger Eigenmittel, Kapa-
zitaten fiir Antragstellung und -abrechnung). Die
Beteiligten forderten daher speziell auf die zivilge-
sellschaftlichen Organisationen ausgerichtete nied-
rigschwellige Férdermoglichkeiten mit geringeren for-
malen Anforderungen und kurzen Antragsformularen
— auch fiir gréflere Projektsummen und langere Zei-
traume. Ebenso wiinschten sich die Initiativen mehr
Unterstiitzung durch die Verwaltung bei der Suche
geeigneter Férdermoglichkeiten und eine engere Be-
gleitung im Laufe des gesamten Foérderprozesses.

Im Zuge der Entwicklung geeigneter Mafinahmen
wurden zunéchst bereits bestehende Handlungsan-
sdtze, die auf eine Vereinfachung der Zuwendungs-
praxis abzielen, betrachtet. Da die Herausforderun-
gen im Zusammenhang mit staatlichen Zuwendungen
nicht nur die Nachhaltigkeitsinitiativen betreffen,
sondern den gesamten Non-Profit-Sektor, handelt

es sich bei den vorgestellten Beispielen um iiber-
geordnete, nicht auf den Nachhaltigkeitsbereich
beschrankte, Ansdtze. Die am Ende des Kapitels
beschriebenen Maf3nahmen zeigen Anwendungsmog-
lichkeiten dieser Ansdtze speziell zur Starkung von
Nachhaltigkeitsinitiativen auf.

Forderungen und Empfehlungen aus der Zivil-
gesellschaft

Von den im Laufe des Projektes befragten Ex-
perten*Expertinnen wurde auf mehrere Vorsto-

3e und entsprechende Publikationen der Zivilge-
sellschaft hingewiesen, die die ,,Baustellen® in der
Zuwendungspraxis detailliert beschreiben (vgl.
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Deutscher Verein 2009, Arbeitsgemeinschaft fiir wirt-
schaftliche Verwaltung 2018, Deutscher Paritdtischer
Wohlfahrtsverband 2021, Stiftung Bildung 2023). Im
Wesentlichen wiederholen diese, was bereits 2002 im
Bericht der Enquete-Kommission ,,Zukunft des biir-
gerschaftlichen Engagements® festgestellt wurde:
»Das Zuwendungsrecht von Bund und Liandern ist zu
flexibilisieren und zu entbiirokratisieren. Auf die tra-
ditionelle Fehlbedarfsfinanzierung?® ist zu verzichten®
(S.357).

Aus der langen Liste an Empfehlungen zur Flexibili-
sierung bzw. Entbiirokratisierung der Zuwendungs-
praxis stellt die Festbetragsfinanzierung® als Regelfall
den grof3ten Hebel fiir die Forderung von Nachhaltig-
keitsinitiativen dar. Denn damit wiirden mehrere For-
derungen zugleich adressiert':

> Keine Verdanderung der Zuwendungshéhe durch
Abweichungen auf der Einnahme- wie auf der
Ausgabeseite.

» Vereinfachungen beim Verwendungsnachweis, da
ein detaillierter Nachweis durch Finanzierung ei-
nes festen Betrages entfallt.

Auch fiir die Verwaltung ergibt sich bei der Festbe-
tragsfinanzierung eine erhebliche Reduzierung des
Arbeitsaufwands (insbesondere bei der Priifung von
Verwendungsnachweisen). Allerdings erfordert die-
se Art der Finanzierung eine genaue Priifung des Fi-
nanzierungsplans auf dessen Schliissigkeit und somit
auch eine genaue Kenntnis der Zuwendungsempfan-
ger*innen seitens der Bewilligungsbehorden.

Die bislang gdngige Fehlbedarfsfinanzierung bie-

tet zudem keinen Anreiz fiir Zuwendungsempfan-
ger*innen weitere Mittel einzuwerben, da diese eine
Verringerung der Zuwendung nach sich ziehen. Im
Gegenzug wird bei der Festbetragsfinanzierung das
Einwerben weiterer Gelder belohnt, da dies zu einem
Mehr an verfiigharen Mitteln fiihrt. Durch die damit

8 Die Fehlbedarfsfinanzierung deckt Liicken in der Projektfinanzierung ab. Bei Einspa-
rungen oder zusétzlichen Einnahmen verringert sich die Zuwendung oder muss zu-
riickgezahlt werden.

9 Beidieser Art der Férderung wird fiir einen Teil der Projektkosten ein fester Betrag
gezahlt. Eingesparte Projektausgaben oder zusatzliche eingeworbene Mittel miissen
nach Projektende nicht zuriickgezahlt werden. Allerdings diirfen die Gesamtausgaben
des Projektes nicht unter dem Zuwendungsbetrag liegen.

10 Die folgenden Ausfiihrungen gehen aus den genannten Publikationen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen sowie aus einem Interview mit dem Zuwendungsexperten
Gerhard Vogt hervor.



verbundene Diversifizierung der Finanzierungsquel-
len konnte so langfristig die bisherige Abhingigkeit
der Initiativen von einzelnen férdernden Ministerien
reduziert werden.

Neben der Festbetragsfinanzierung werden in den ge-

nannten Quellen weitere Mafinahmen benannt, die
administrative Erleichterungen fiir Nachhaltigkeitsi-
nitiativen darstellen:

» Zeitnahe Bewilligungen von Férdermitteln schaf-
fen Planungssicherheit bei Zuwendungsempfan-
ger*innen und reduzieren die Notwendigkeit von
Antridgen auf einen vorzeitigen Maf3nahmenbe-
ginn.

» Regelungen in Forderrichtlinien fiir eine verstark-
te Anerkennung von Overheadkosten als Verwal-
tungspauschalen im Finanzierungsplan.

» Befreiung kleiner Zuwendungsempfanger*innen
von der Beachtung der Vergabevorschriften bei zu
vergebenden Auftragswerten unter 100.000 €.

> Anerkennung von Eigenarbeitsleistungen, insbe-
sondere des ehrenamtlichen Engagements der ak-
tiven Mitglieder einer Initiative, als zuwendungs-
fahige Ausgaben bzw. fiktive Eigenmittel. Hierfiir
muss die Definition der Eigenmittel in den Forder-
richtlinien entsprechend erweitert werden.

» Bei Fehlbedarfsfinanzierungen: Vereinfachung
von Finanzierungspldnen durch den Einsatz von
Pauschalen oder einer verstarkten Zusammenfas-
sung verschiedener Ausgaben in iibergeordneten
Finanzposten z. B. Personal- und Sachkosten.

Ergebnisse

Information und Beratung zu Forderangeboten
Einen nennenswerten Ansatz bei der Beratung und
Unterstiitzung von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen verfolgt das BMZ mit der Mitmachzentrale. Als
zentrale Anlaufstelle fiir jegliches ehrenamtliches En-
gagement im Bereich der Entwicklungszusammenar-
beit bietet sie Beratung vorrangig zu Férderangeboten
des BMZ, des BMWK und des BMUYV, sofern diese ei-
nen entwicklungspolitischen Bezug aufweisen. Fer-
ner werden kostenfreie Seminare und Informations-
veranstaltungen fiir Initiativen angeboten, um diese
hinsichtlich komplexer Antragsverfahren zu empo-
wern.

In einer Kooperation des BMWK mit dem Sachsischen
Staatsministerium der Finanzen und dem Bayeri-
schen Staatsministerium fiir Digitales wird seit 2023
daran gearbeitet, die Zuganglichkeit zu Férderungen
mittels eines Forderfinders zu vereinfachen. Rich-
tungsweisend hierfiir ist die Standardisierung der in
den Forderrichtlinien erfassten Datensdtze wie Anga-
ben zum Zuwendungszweck, -empfanger*innen, -vor-
aussetzungen und Gegenstand der Férderung. Dies
ist eine Grundvoraussetzung dafiir, dass diese Infor-
mationen in einem Portal erfasst werden kénnen. Ziel
ist die Etablierung eines ,,One-Stop-Shops* im Rah-
men einer Férderplattform, {iber die Nutzer*innen
kiinftig geeignete Férderungen finden, einen Antrag
stellen und die Projektabwicklung erledigen kdonnen.
Mehr Informationen zu dem Vorhaben gibt es auf der
Webseite des Bayerischen Staatsministeriums fiir Di-
gitales.
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https://www.engagement-global.de/mitmachzentrale.html
https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/foerderfinder/
https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/foerderfinder/

Ergebnisse

Mafinahme 2.1: Entbiirokratisierung der Zuwendungspraxis durch Anpassungen in Forderrichtlinien

Viele Vereinfachungen in der Zuwendungspraxis
sind bereits jetzt, auch ohne eine Anderung des Zu-
wendungsrechts moglich. Ariane Fascher, Mitglied
im Unterausschuss Biirgerschaftliches Engagement
des Deutschen Bundestages, verwies im Rahmen ei-
nes Fachgesprachs! darauf, dass es hinsichtlich der
Flexibilisierung der Forderpraxis kein Erkenntnis-
problem gebe, sondern viel eher ein Umsetzungspro-
blem.

Hierfiir stehen grundsitzlich zwei mogliche Wege zur
Verfiigung:

1. Anderung der Verwaltungsvorschriften zu § 44
Bundeshaushaltsordnung/ Landeshaushalts-
ordnungen (BHO/ LHO) bzw. der Allgemeinen
Nebenbestimmungen, die den finanztechnischen
Rahmen aller Férdermafinahmen in allen Ge-
schiftsbereichen darstellen. Bislang wurden
entsprechende Anderungsvorschlige vom Bun-
desfinanzministerium abgelehnt.

2. Anpassung einzelner oder ganzer Biindel an
Forderrichtlinien hinsichtlich verfahrensmaf3iger
Erleichterungen. In Foérderrichtlinien kénnen auch
von den Verwaltungsvorschriften zu § 44 BHO/
LHO abweichende oder sie erganzende Verfah-
rensregelungen getroffen werden, z. B. iiber die
Anerkennung von Overheadkosten. Diese gelten
dann nur fiir diesen Foérderbereich. Aus Sicht von
ZuwendungsExperten*Expertinnen ist hier von
einem eher geringen Widerstand des Finanzmi-
nisteriums, welches diese Anderungen absegnen
muss, auszugehen.

Fiir die Starkung von Nachhaltigkeitsinitiativen be-
deutet dies, dass vor allem die mit der Férderung

der Initiativen betrauten Bundesministerien (BMUYV,
BMWK, BMZ) Erleichterungen in ihren Forderricht-
linien ermdglichen sollten. Der Grund fiir die Fokus-
sierung auf die Bundesebene ist, dass in den Landern
bereits vielerorts Lockerungen vorgenommen wurden
(u.a. einfacher Verwendungsnachweis, vermehrte

11 Diese Aussage entstammt einem digitalen Fachgespréach mit zivilgesellschaftlichen
Akteuren*Akteurinnen und Arianne Fascher im Mai 2023. Eine Zusammenfassung des
Gesprachs sowie ein Videomitschnitt findet sich hier.
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Festbetragsfinanzierung) und der Bund bislang zu-
riickhaltender agierte (s. Arbeitsgemeinschaft fiir
wirtschaftliche Verwaltung 2018: 23). Zudem ist da-
von auszugehen, dass eine Entbiirokratisierung der
Zuwendungspraxis auf Bundesebene Katalysator
fiir entsprechende Mafinahmen in den Liandern und
Kommunen sein kann.

Die Vorgehensweise ist hierbei die Folgende:

1. Fach- und Finanzreferate verankern Erleichterun-
gen (Festbetragsfinanzierung, Anerkennung von
Overheadkosten usw.) fiir gemeinniitzige Organi-
sationen punktuell in Férderrichtlinien (z. B. Ver-
bandeforderung) oder einem gesamten Geschéfts-
bzw. Zustdandigkeitsbereich eines Ministeriums.
Orientierung kénnen hier entsprechende Formu-
lierungen der Allgemeinen Kulturforderrichtlinien
in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen
und weiteren Bundesldndern bieten.

2. Das betreffende Ministerium holt Feedback bei
zivilgesellschaftlichen Organisationen zu den
geplanten Anderungen ein (ggfs. Einbettung in
Mafinahme 2.2).

3. Das Finanzreferat stimmt die Anderungen mit
dem entsprechenden Spiegelreferat (fiir das be-
treffende Ministerium) der Haushaltsabteilung des
Bundesfinanzministeriums ab.

Dennoch sind Anpassungen des Zuwendungsrechts
mittels entsprechender Anderungen der Verwal-
tungsvorschriften und Allgemeinen Nebenbestim-
mungen dringend erforderlich. In der Vergangen-
heit hat sich gezeigt, dass die vielen schliissigen und
umfangreichen Empfehlungen der Zivilgesellschaft
wenig bewirkt haben. Daher sollten Vertreter*innen
der Verwaltung, die mit der Férderung von Nachhal-
tigkeitsinitiativen befasst sind, vor allem gegeniiber
Entscheidungstrager*innen des in zuwendungsrecht-
lichen Belangen federfiihrenden Finanzministeriums
dafiir werben, Anderungen bei den Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 BHO/LHO vorzunehmen.


https://www.stiftungbildung.org/sounding-foerderungen-des-zivilgesellschaftlichen-engagements/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=7&vd_id=19517&ver=8&val=19517&sg=0&menu=0&vd_back=N#NORM
https://landesrecht.rlp.de/bsrp/document/VVRP-VVRP000004078
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18065-Foerderrichtlinie-Kunst-und-Kultur#romI
https://kupoge.de/kulturfoerderrichtlinien/

Ergebnisse

Bepunkten der geclusterten Hiirden bei einem der Workshops mit Nachhaltigkeitsinitiativen

Mafinahme 2.2: Austauschprozess zu bestehender Forderpraxis

Die Anpassung von Férderrichtlinien stellt zwar ei-
nen entscheidenden Schritt zur Vereinfachung der

Zuwendungspraxis dar, sollte aber in einen grofieren

Austauschprozess eingebettet sein. Denn das Wis-

sen in der Verwaltung iiber vorhandene zuwendungs-

rechtliche Handlungsspielrdume und die Problem-
lagen der Zuwendungsempfanger*innen ist oftmals

begrenzt. Der Austauschprozess sollte daher Akteure
aus den Bundes- und Landesministerien einbeziehen,
die Nachhaltigkeitsinitiativen férdern, wodurch eine

groflere Ubertragbarkeit von Erfahrungen und Bei-
spielen guter Praxis gegeben ist.

Ziele des Austauschprozesses:

> Gegenseitig fiir Problemstellungen und Bedarfe

der Zuwendungsgeber*innen und -empfanger*in-

nen sensibilisieren.

> Verbreitung von Wissen und Erfahrungen zu
Handlungsspielrdaumen im Zuwendungsrecht als

Motivation, Férderrichtlinien zielgruppengerech-

ter zu gestalten.

> Referat- und ressortiibergreifend gemeinsam
(neue) Ideen und Loésungen fiir zielgruppen-
gerechte Férderprogramme erkennen und ent-
wickeln.

Beteiligte Akteure*Akteurinnen:

v

Initiator*in: Ministerien und nachgeordnete Be-
horden.

Teilnehmende: Vertreter*innen aus Finanz- und
Fachreferaten verschiedener Bundesministerien.

Inputgebende: Experten*Expertinnen zum Thema
Zuwendungsrecht, Vertreter*innen des Bundes-
justizministeriums (z. B. Geschéftsstelle Bessere
Rechtsetzung und Biirokratieabbau), Beauftragte
fiir Biirokratieabbau aus den Bundesldndern, Ver-
treter*innen des Bundesrechnungshofs u. a.

Vertreter*innen der Zivilgesellschaft, die {iber
Bedarfe und Probleme von Zuwendungsempfan-
gern*Zuwendungsempfangerinnen informieren.

Beispielhafter Prozessablauf:

Die Dauer des Prozesses sollte sich an der Anzahl

der Themen und Bedarfe der Beteiligten orientieren.
Denkbar wire z. B. eine intensivere Austauschphase
von 2 bis 3 Jahren, innerhalb derer Mafinahmen erar-
beitet und umgesetzt werden, mit anschlieBenden an-
lassbezogenen Treffen. So konnte eine Online-Betei-
ligung in regelmafliigen Abstdnden neu entstandene
Bedarfe und Problemlagen identifizieren und Anlass
fiir einen weiteren Austausch geben.
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Ergebnisse

Agenda-Setting: Sammeln von Themen und
Anliegen mittels Online-Beteiligung

Nachhaltigkeitsinitiativen

Bundesverwaltungen

—=

Mogliche Themen

Gewiinschte Hohe der
(mikro, mittel, groB)
Forderliicken
Unterstiitzungs- bzw.
Beratungsbedarfe

Relevanz staatl. Zuwendungen
Hohe der erhaltenen Férdersummen

Mogliche Themen

zum Prozess

=

Erfahrungen mit Zuwendungspraxis
Unterstiitzungsbedarfe und
Forderung gewiinschte Entlastung
Erwartungen & Interessensabfrage

h A
v

Austauschprozess

Auftakt

0

00
N

Reflexion der Ergebnisse der Online-
Beteiligung

Verstandigung zu Zielen und

Themen der folgenden Sitzungen

Teilnehmende (TN): Fach- und
Finanzreferate aus
Bundesministerien

Bearbeiten von Themen

L

00
N

Externer Input zu: Praxisbeispielen,
Zuwendungsrecht
Erarbeiten von Folgemalnahmen

TN: Fach- und Finanzreferate aus
Bundesministerien, externe
Experten*innen

der Zivilgesellschaft

Riickkopplung und Ko-Kreation
00

Riickkopplung: Testen der
erarbeiteten Losungen (z. B.
gemeinsames Ausfiillen eines
Online-Antragsformulars)
Ko-Kreation: Schreiben einer
Forderrichtlinie

TN: Fach- und Finanzreferate aus
Bundesministerien, Vertreter*innen

h A
v

Output

Wissenstransfer innerhalb und
zwischen Bundesressorts
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h 4
4

Output

Schaffen eines Lernraumes fiir
Verwaltung und Zivilgesellschaft

h A
v

Output

Konkrete MaBnahmen, die einen
Beitrag zur bedarfsorientierter
Zuwendungspraxis leisten

Illustration zu MaBnahme 2.2: Ablauf des Austauschprozesses



Ergebnisse

Mafinahme 2.3: ,,ForderScout“'? Applikation fiir eine vereinfachte Fordermittelsuche

Die Forderlandschaft im Bereich nachhaltige Ent-
wicklung ist sehr vielfiltig, dabei aber auch undurch-
sichtig. Vor allem was grofere Zuwendungen betrifft,
konnen sich Nachhaltigkeitsinitiativen um offentli-
che Férdermittel bemiihen und miissen dafiir un-
terschiedliche Webseiten der jeweiligen Ministerien
oder Portale durchforsten. Daneben sind Antragsver-
fahren z. T. sehr kompliziert und iiber die férdernden
Einrichtungen hinweg verschieden. Dies bedeutet
insbesondere fiir kleinere Initiativen einen enormen
Aufwand bei der Recherche und Beantragung von
Fordermitteln. Folglich erreichen Fordermaf3nahmen
nicht immer ihre Zielgruppen und die erhoffte Wir-
kung.

Fiir mehr Ubersicht sorgt kiinftig voraussichtlich der
Forderfinder (s. Seite 27 dieser Broschiire). Allerdings
haben Nachhaltigkeitsinitiativen im Vergleich zu an-
deren Zuwendungsempfingern*Zuwendungsempfan-
gerinnen aufgrund ihrer begrenzten personellen Res-
sourcen einen besonderen Unterstiitzungsbedarf bei
der Férdermittelsuche, wofiir es einer Weiterentwick-

lung der Idee des Férderfinders bedarf. Uber diese

Biindelung vorhandener Férderangebote hinaus, soll-
te die Verwaltung proaktiv Nachhaltigkeitsinitiativen
iiber die fiir sie geeigneten Férderungen informieren.

Dies wird durch eine KI-gestiitzte Applikation ermog-
licht, die die Daten der Initiativen erfasst, diese mit
den Férderdatenbanken und Webseiten der Férder-
mittelgeber*innen abgleicht und daraus eine Uber-
sicht mit fiir die Initiativen passenden Forderpro-
grammen erstellt. Sobald neue Férderprogramme
veroffentlicht werden und es ein Match mit dem Profil
einer Initiative gibt, erhalt die Initiative eine Benach-
richtigung. Die Applikation konnte in bestehende
Austauschplattformen fiir Nachhaltigkeitsinitiativen
(z. B. Gemeinschaftswerk Nachhaltigkeit, wechange,
reflecta.network u. 4.) integriert werden und so deren
Relevanz steigern.

Die Abbildung unten zeigt die Applikation'® auf einen
Blick.

4 . o
h Nutzbar auf mobilen Endgerdten und
Nutzerprofil Desktop
Grundinformationen
:> (Rechtsform, Adresse) % E
[ — | Themen ° p—
:> b— Art der Aktivitdten
":> B.enotl.gte Datensicherheit
Finanzierungsart und .
Férderhhe Daten der Nutzer*innen und
Informiert liber Reports des Abgleichs werden
Forderanspriiche & V4 nur lokal auf Endgeréten der @
5 ; Nutzer*innen abgespeichert.
[E néchste Schritte @ Abgleich der Profile
N 0 S Soft
en-Source Software
\/ ( Anforderungsprofile der ) P o
FérdermaBnahmen Codes der Applikation kénnen
Antragsberechtigte von Zivilgesellschaft (z. B.
Einrichtungen Chaos Computer Club) vorab
Férderzweck auf Datensicherheit gepriift
| | Forderfanige: werden.
— « Regionen
) EJE:;“ & Aktivitdten Kiinstliche Intelligenz
Férderhdhe & Héhe des Kl sucht Web nach Forder-
Forderanteils richtlinien ab & legt
Forderzeitraum entsprechende Anforderungs-
9 ~ - ) | profile in einer Datenbank an.

12 Kurz vor Fertigstellung der Broschiire wurde der Forderpilot verdffentlicht, der dem
hier vorgeschlagenen Tool stark &hnelt. Dieses ist allerdings, anders als die hier vor-
geschlagene Applikation, nicht gratis fiir Vereine und kostet monatlich 69 €. Kiinftig
sollte gepriift werden, inwiefern der Forderpilot die hier vorgestellte Manahme ab-
deckt. Vor einer etwaigen Entwicklung der Applikation sollte der Austausch gesucht
werden, um Doppelstrukturen zu vermeiden und eine mogliche Kooperation zu kniip-
fen.

Visualisierung der Applikation und ihrer Eigenschaften

13 Die Idee ist eine Weiterentwicklung der FérderFunke App. Weitere Informationen.
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https://www.foerderpilot.com/start
https://foerderfunke.org/

Ergebnisse

Ziele und Mehrwerte fiir Verwaltung und Politik:
» Groflere (kostengiinstige) Reichweite durch Koope-
ration mit Vernetzungsplattformen

» Besser informierte Zielgruppen

» Hohere Inanspruchnahme von Férdermafinahmen
durch Nachhaltigkeitsinitiativen

Ziele und Mehrwerte fiir Nachhaltigkeitsinitiati-

ven:

» Mehr Durchblick im Férdermitteldschungel schaf-
fen.

» Schonung von personellen und zeitlichen Res-
sourcen bei der Férdermittelsuche macht Kapazi-
taten frei fiir Schreiben von Antragen.

» Finanzlage der Initiativen durch gréf3ere Inan-
spruchnahme von Forderungen verbessern.

Beteiligte Akteure*Akteurinnen:
» Open-Source Entwickler*innen

» Experten*Expertinnen aus der Zivilgesellschaft,
die die Datensicherheit der Applikation {iberprii-
fen.

» Nachhaltigkeitsinitiativen, die Auskunft zu ihren
Anforderungen an die Applikation sowie Feed-
back im Rahmen von Nutzertests geben.

Vorgehen und grober Ablauf der Anwendungsent-
wicklung werden beispielhaft in untenstehender
Abbildung dargestellt.

Entwicklungm

Umfrage zu
Anforderungen der
Nutzer*innen

& Jsting

Verbreitung des
Angebots & Einbindung
in bestehende
Vernetzungsplattformen

Umsetzungsschritte der Anwendungsentwicklung

2.3.3 Ansatzpunkt 3: Digitale Plattformen fiir mehr Sichtbarkeit von Initiativen

Fiir Nachhaltigkeitsinitiativen ist es wichtig, m6g-
lichst viele Menschen zu erreichen und sie als Un-
terstiitzer*innen oder Nutzer*innen ihrer Angebote
zu aktivieren. Jedoch schaffen es Initiativen haufig
nicht, jenseits des ihnen bereits bekannten Kreises
aus bereits aktiven und fiir das Thema Nachhaltigkeit
sensibilisierten Personen zu wirken.

Aus diesem Grund wiinschten sich die beteiligten In-
itiativen in diesem Kontext mehr ideelle Unterstiit-
zung von staatlichen Akteuren. Dies setzt allerdings
voraus, dass Moglichkeiten und Raume des Aus-
tauschs mit diesen Akteuren existieren, was oftmals
nicht der Fall ist (siehe Kapitel zu den identifizierten
Hiirden). Eine Initiative, die in der Verwaltung weit-
gehend unbekannt ist, wird von dieser beim Out-
reach kaum Unterstiitzung erhalten. Mit der Maf3-
nahme zur Etablierung von Anlaufstellen auf lokaler
Ebene wird diese Herausforderung adressiert, ein
Austausch ist aber auch mit Akteuren*Akteurinnen
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aus der Verwaltung auf iiberregionaler und nationa-
ler Ebene notwendig.

Als Losungsansatz favorisierten die Initiativen im Be-
teiligungsprozess eine digitale ,,Plattform fiir [deen®,
auf der sich Initiativen prasentieren und mit anderen
gesellschaftlichen Akteuren, insbesondere der Ver-
waltung, vernetzen konnen. Idealerweise sollte die
Plattform von der Verwaltung finanziert und betrie-
ben werden. Aus Sicht der Initiativen liegt das Poten-
zial einer solchen Plattform in der gebiindelten An-
sprache vielfiltiger Gruppen - sofern diese auf der
Plattform vertreten sind — und dem direkten Draht
zur Verwaltung.

Eine Reihe digitaler Plattformen, die diese Zielstel-
lungen in Teilen adressieren, existiert bereits in ver-
schiedenen Auspragungen:



> Lokale Engagementplattformen fiir Biirger*innen:
z. B. MeinBeitrag im Kreis Ahrweiler, Mitwirk-O-
Mat Liineburg, Stadtgestalten Rostock

» Regionale Engagementplattformen fiir Unterneh-
men wie regional-engagiert.de der Bertelsmann
Stiftung

» Uberregionale Vernetzungsplattformen wie u. a.
das Gemeinschaftswerk Nachhaltigkeit vom Rat fiir
Nachhaltige Entwicklung, die zivilgesellschaftlich
getragenen Netzwerke wechange und reflecta.net-
work oder Holi Social

Die bestehenden Plattformen bieten verschiedene
Funktionen wie beispielsweise interaktive Karten,
Profilseiten, Such- und Filterfunktionen, Veranstal-
tungskalender, Kommunikations- und Kollaborati-
onstools und Feedbackmoglichkeiten. Allerdings liegt
der Fokus dieser Plattformen vor allem auf der Ver-
netzung von Biirgern*Biirgerinnen und zivilgesell-
schaftlichen Initiativen. Eine Ausnahme ist die Biir-
gerplattform Frankfurt-Oder, die in die Homepage der
Stadt eingebettet ist und Biirgern*Biirgerinnen die

Ergebnisse

Moglichkeit bietet, ihre Anliegen direkt an die Ver-
waltung heranzutragen.

Schnittstellen zwischen Online- und Offline- For-
men der Vernetzung

Mit Blick auf die Vielzahl bestehender Angebote wur-
de von den Stakeholdern im Rahmen der Weiterent-
wicklung des Losungsansatzes ,,Plattform fiir Ideen*
hauptsdchlich Bedarf fiir mehr Schnittstellen zwi-
schen den vorhandenen Online-Plattformen sowie
Offline-Formen der Begegnung (z. B. in sozialen Zen-
tren im Kiez, Vernetzungstreffs u. 4.) gesehen. Eine
stirkere Verzahnung der Online-Plattformen kommt
dabei insbesondere den bereits aktiven Nutzern*Nut-
zerinnen zu Gute, die besser iiber die Aktivitdten auf
anderen Plattformen informiert sind und nicht mehr
zwingend Profile auf verschiedenen Plattformen be-
notigen. Schnittstellen zur analogen Welt haben da-
gegen eine Briickenfunktion fiir Gruppen, die auf den
digitalen Plattformen (noch) nicht aktiv sind — wie z.
B. Vertreter*innen der Verwaltung, Politik oder sozi-
ale Randgruppen. Aus diesem Grund sollten digitale
Plattformen Funktionen in ihre Struktur integrieren,
die auch die Organisation von analogen Treffen un-
terstiitzen.

Mafinahme 3: Forderung von Schnittstellen zwischen digitalen Plattformen

In Deutschland gibt es mehrere hundert Verbdnde
und Netzwerke, die Daten zu Nachhaltigkeitsinitiati-
ven auf Plattformen zur Verfiigung stellen. Schnitt-
stellen sind wie Briicken, die es diesen Plattformen
ermoglichen, Daten nahtlos zwischen den Plattfor-
men zu iibertragen und zu aktualisieren, ohne dass
die Benutzer*innen manuell eingreifen miissen. Die
Informationen auf den Plattformen sind so stets kor-
rekt und auf dem neuesten Stand ohne erheblichen
Zeit- und Ressourcenaufwand. Wenn diese Schnitt-
stellen implementiert werden, kénnen Nutzer*innen
auf eine Vielzahl von Informationen und Diensten
zugreifen, ohne zwischen verschiedenen Plattformen
wechseln zu miissen. Dies macht es viel einfacher,
nachhaltige Initiativen und Orte zu finden sowie die
Zusammenarbeit im Bereich der Nachhaltigkeit zu
fordern. Kommunalakteure kénnen mit der Integrati-
on von Schnittstellen sehr schnell Informationen fiir
einen Ort, und eine Region auf eigenen Plattformen
zur Verfiigung stellen.

Durch die Verwendung von Systemen, die neue Inhal-
te automatisch hinzufiigen und Anderungen schnell
verbreiten konnen (Pull- und Push-Systeme), konnen
neue Inhalte und Anderungen zwischen den betei-
ligten Plattformen nahtlos eingearbeitet werden. Da-
durch wird es Nutzern*Nutzerinnen ermdoglicht, Initi-
ativen und nachhaltige Orte auf allen Plattformen zu
finden und die Zusammenarbeit im Bereich der Nach-
haltigkeit zu starken.

Die Schnittstellen sollten so gestaltet sein, dass jede
Plattform selbst entscheiden kann, welche Datenquel-
len sie nutzen méchte und von welchen sie Updates
erhalten mochte. Dies gibt Initiativen, Gemeinden,
Freiwilligenagenturen und anderen Akteuren die
Moglichkeit, ihre Daten einfach auf verschiedenen
Plattformen zu veréffentlichen.

Gleichzeitig ist es wichtig, dass wir doppelte Inhal-
te erkennen kénnen. Ein intelligentes Modul zur Er-
kennung von Dubletten muss entwickelt werden,
um sicherzustellen, dass die Nutzer*innen auf allen
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Ergebnisse

Plattformen jede Initiative und Veranstaltung nur
einmal finden kénnen, selbst wenn sie auf mehreren
Plattformen eingetragen wurden. Die untenstehen-
de Grafik zeigt, wie die Datensynchronisation durch
Schnittstellen und mégliche Andockpunkte fiir eine
Offline-Vernetzung funktionieren kann.

Viele Betreiber*innen bestehender Plattformen ar-
beiten bereits daran, Schnittstellen zwischen ih-

ren Datensétzen zu schaffen, doch dieser Prozess

ist kostspielig und zeitaufwandig. Daher ist es das
Ziel dieser Mafinahme, diesen Prozess durch eine
finanzielle Forderung und staatliche Eigeninitiative
zu unterstiitzen, um eine iterative Entwicklung von
Schnittstellenmodulen zu férdern. Die Module sollen
dadurch kostenlos als Plug-in fiir Nachhaltigkeits-
plattformen bereitgestellt werden konnen, um lang-
fristig alle Nachhaltigkeitskarten, Engagementfiihrer

Plattform 1

Neuigkeiten

Orte und
regel-
méBige
Treffen

Veranstal-

tungen

Plattform 3

Neuigkeiten

und Vernetzungsplattformen miteinander zu verbin-
den. Dadurch eroffnen sich fiir Plattformen vielfaltige
Moglichkeiten, ihre Funktionalitdt zu erweitern, die
Benutzererfahrung zu verbessern und die Innovati-
onsgeschwindigkeit zu steigern:

Ein breiteres Spektrum an Informationen fiir Nut-
zer*innen tragt dazu bei, die Nutzerbindung zu erho-
hen, da die Plattform als umfassender und relevanter
erfahren wird.

Nachhaltigkeitsinitiativen konnen ihre Sichtbarkeit
erh6hen, da ihre Informationen auf mehreren Platt-
formen gleichzeitig verfiighar sind. Zudem kénnen
sie von einem erh6hten Engagement profitieren, da
Nutzer*innen sie leichter finden und unterstiitzen
konnen.

J

Plattform 2

Neuigkeiten

Veranstal-
tungen

Orte und
regel-
méaBige
Treffen

Orte und
Veranstal- regel-
tungen méBige
Treffen

- J

J
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der Verwaltung

Losungsansatz — Schnittstellen zwischen Plattformen und Verzahnung mit Offline-Formaten der Zusammenarbeit
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Nutzer*innen sowie staatliche und wirtschaftliche
Akteure erhalten einen verbesserten Zugang zu Infor-
mationen iiber Nachhaltigkeitsinitiativen und Nach-
haltigkeitsorte, was ihnen ermdéglicht, mit diesen zu
kooperieren und aktiv an nachhaltigen Losungen teil-
zunehmen.

Als Grundlage fiir den iterativen Entwicklungspro-
zess muss zundchst die passende finanzielle Grundla-
ge eruiert werden. Dies sollte zunachst im Austausch
mit Entwickler*innen und Betreiber*innen bestehen-
der Plattformen erfolgen. Aufgrund von Bedenken

zu moglichen Marktverzerrungen gab es bislang zu-
wendungsrechtliche Schwierigkeiten fiir eine direk-
te Projektférderung zur Entwicklung von Schnittstel-
len fiir einzelne Plattformbetreiber*innen. In diesem
Kontext wire eine Losung, Schnittstellen im Rahmen
der Funktionserweiterung des Gemeinschaftswerks
Nachhaltigkeit zu entwickeln, da die Plattform bereits
staatlich finanziert ist.

Abbildung 16 veranschaulicht den Entwicklungs-
prozess fiir ein Schnittstellenmodul. Dieser beginnt
mit der Analyse bestehender Plattformen, um poten-
zielle Schnittstellen zu identifizieren. AnschliefSend
wird eine Integrationsstrategie entwickelt, wobei die

Ergebnisse

Auswahl der geeigneten Methode von den spezifi-
schen Anforderungen und der vorhandenen Infra-
struktur abhangt. Basierend auf den Anforderungen
werden dann die Schnittstellen entworfen und ent-
wickelt. Vor der Implementierung werden die Schnitt-
stellen griindlich getestet, um sicherzustellen, dass
sie ordnungsgemaf3 funktionieren und die Daten kor-
rekt tibertragen werden.

Technische Standards und Datenschutzrichtlinien
sind entscheidend, um die Interoperabilitdt und Si-
cherheit von integrierten Systemen zu gewahrleisten.
Sie bieten klare Richtlinien und bewdhrte Verfah-
ren, die Entwickler*innen helfen, effektive und ver-
antwortungsvolle Integrationen zu erstellen, die den
Anforderungen der Benutzer*innen und den gesetzli-
chen Vorgaben entsprechen. Das Vorgehen ist so an-
gelegt, dass die Nachhaltigkeitsinitiativen als prima-
re Nutzer*innen der Plattform an zentralen Stellen
einbezogen werden — zunachst bei der Identifikati-
on von potenziellen Schnittstellen und Integrations-
moglichkeiten, anschlief3end beim Testen und der
Evaluation. Erkenntnisse aus dem Prozess sollen da-
nach in die Entwicklung weiterer Schnittstellenmo-
dule flief3en.

-

B Entwicklungsprozess

h Analyse bestehender Plattformen

o werden sollen

Untersuchung: Welche Karten, Datenbanken mit Organisationsprofilen und Termine etc. gibt es, die verbunden

Ziel: Identifikation potenzieller Schnittstellen und Integrationsmoglichkeiten

ﬁo [ Entwicklung einer Integrationsstrategie

II%:

| Sicherheitsmechanismen.

Basierend auf der Analyse werden klare Ziele und eine Strategie fiir die Integration von Vernetzungsplattformen
entwickelt. Dies umfasst die Festlegung der Datenformate, der Kommunikationsprotokolle und der

Einbezug der
Nachhaltigkeits-
| initiativen

Entwicklung von Standards und Richtlinien
Umfang: technische Standards und Datenschutzrichtlinien

1)))®
S
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Entwicklungsprozess von Schnittstellen zwischen Plattformen
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Ergebnisse

3 Einordnung der MaBlnahmen und Ausblick

Vielen Lesern*Leserinnen mogen die in dem Prozess
identifizierten Hiirden und Ideen bereits bekannt
sein, denn die Herausforderungen fiir die ehrenamt-
liche Arbeit in Nachhaltigkeitsinitiativen und darii-
ber hinaus sind durchaus nicht neu. Versuche, die

zu Grunde liegenden strukturellen Probleme zu 16-
sen, schreiten dabei anscheinend nur langsam voran.
Urséachlich hierfiir sind nicht nur knappe Finanzen
staatlicher Akteure, sondern oftmals Beharrungskraf-
te bzw. eine mangelnde Flexibilitdt innerhalb der Ins-
titutionen, die Verdnderungen verhindern.

Soll die sozial-6kologische Transformation Wirklich-
keit werden, bedarf es daher einer gréf3eren Bereit-
schaft zu einem tiefgreifenden Wandel innerhalb der
Verwaltung und Politik. Von den Initiativen wurde in
diesem Zusammenhang die Gemeinwohl-Okonomie
und deren Betrachtungsweise des Zusammenwirkens
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen als Orien-
tierung genannt.

In dem Projekt wurde deutlich, dass die Mafinahmen
genau an diesem Punkt ansetzen miissen: Akteu-
re*Akteurinnen befdhigen, gemeinsam bestehende
Blockaden 16sen und Entscheidungen iiber erforderli-
che néchste Schritte treffen. Auch wenn das primare
Ziel der Maf3nahmen die Starkung zivilgesellschaft-
licher Nachhaltigkeitsinitiativen war, so profitieren
auch Verwaltung und Politik von neuen Formen der
Zusammenarbeit, die Aushandlungsprozesse hin zu
gemeinwohlorientierten Lésungsansatzen unterstiit-
zen.
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In diesem Sinn stellen die hier vorgestellten Maf3-
nahmen Ansatzstellen dar, aus denen sich Gemein-
schaftsprojekte ergeben kénnen, die ein gréf3eres
Miteinander verschiedener gesellschaftlicher Akteu-
re*Akteurinnen und die Demokratie férdern. Aller-
dings soll es bei der vorliegenden Broschiire nicht
bleiben, fiir die Umsetzung der Mafinahmen gilt es
Fiirsprecher*innen, Weiterdenker*innen und Finan-
zierer*innen zu finden. Auch wenn die beschriebenen
Mafinahmen bereits sehr konkret scheinen, sind an-
dere Auspragungen, Schwerpunkte oder Aktivitdten
moglich. Daher: Bedienen Sie sich und entwickeln Sie
die hier vorgestellten Ideen weiter!

Dank

Ein herzlicher Dank geht an alle Vertreter*innen der
beteiligten Nachhaltigkeitsinitiativen, Teilnehmer*in-
nen der Stakeholder-Workshops und Interviewpart-
ner*innen, die an dem Beteiligungsprozess mafigeb-
lich mitgewirkt haben!

Weiterhin soll an dieser Stelle auch allen Exper-
ten*Expertinnen gedankt werden, die das Projekt-
team mit ihren Ratschldgen und ihrem Fachwissen
bei der Ausarbeitung der Mainahmen inhaltlich un-
terstiitzt haben.

Ihnen allen: Vielen Dank!



4 Quellenverzeichnis

Arbeitsgemeinschaft fiir wirtschaftliche Verwaltung (2018):
Impulspapier - Modernisierung der Zuwendungspraxis fiir den
Dritten Sektor. https://www.awv-net.de/upload/pdf/Zuwendunga
spraxis/AWV-Impulspapier-Modernisierung-der-Zuwendungspra-
xis-fr-den-Dritten-Sektor.pdf (20.06.2023)

Bode, R. Vogt, G. (2019): Modernisierung des Zuwendungsrechts.
Der aktuelle Stand in Nordrhein-Westfalen. In: Kulturpolitische
Mitteilungen 2/2019, S. 45-47

Deutscher Paritdtischer Wohlfahrtsverband (2021): Entbiiro-
kratisierung der Zuwendungspraxis — Handlungsempfehlungen
fiir eine wirkungsorientierte Zuwendungspraxis. https://www.
paritaet-ber-lin.de/fileadmin/user_upload/redaktion/Bilder/pu-
blikationen/Paritaet_Broschuere_Zuwendungspraxis_2024.pdf
(05.10.2023)

Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.V. (2009):
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Modernisierung und
Entbirokratisierung des Zuwendungsrechts. https://www.
deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/
dv-09-09.pdf (20.06.2023)

Enquete-Kommission ,,Zukunft des Biirgerschaftlichen Engage-
ments“ (2002): Bericht. Biirgerschaftliches Engagement: auf dem
Weg in eine zukunftsfahige Biirgergesellschaft. VS Verlag fiir
Sozialwissenschaften Wiesbaden

Griinewald, S., Poulakos, I., Birgel, S. (2021): Ergebnisbericht.

Psychologische Grundlagenstudie zum Stimmungs- und Zukunfts-

bild in Deutschland. Erstellt fiir Identity Foundation — Gemeinniit-
zige Stiftung fiir Philosophie. Rheingold Institut (Hrsg.), Kéln

Robke, T. (2014): Vernetzen, beraten, erméglichen — Strukturen
fiir Engagement. In: Bertelsmann Stiftung [Hrsg.]: Zivilgesell-
schaft KONKRET, 2014, 3, ZiviZ im Stifterverband

Stiftung Bildung (2022): Entbiirokratisierung der Forderung
zivilgesellschaftlichen Engagements - Empfehlungen und Anre-
gungen fiir eine hohere gesellschaftliche Wirkung. https://www.
stiftungbildung.org/entbuerokratisierung-der-foerderung-zivilge-
sellschaftlichen-engagements/#more-31901 (20.06.2023)

37


https://www.awv-net.de/upload/pdf/Zuwendungspraxis/AWV-Impulspapier-Modernisierung-der-Zuwendungspraxis-fr-den-Dritten-Sektor.pdf
https://www.awv-net.de/upload/pdf/Zuwendungspraxis/AWV-Impulspapier-Modernisierung-der-Zuwendungspraxis-fr-den-Dritten-Sektor.pdf
https://www.awv-net.de/upload/pdf/Zuwendungspraxis/AWV-Impulspapier-Modernisierung-der-Zuwendungspraxis-fr-den-Dritten-Sektor.pdf
https://www.paritaet-ber-lin.de/fileadmin/user_upload/redaktion/Bilder/publikationen/Paritaet_Broschuere_Zuwendungspraxis_2024.pdf
https://www.paritaet-ber-lin.de/fileadmin/user_upload/redaktion/Bilder/publikationen/Paritaet_Broschuere_Zuwendungspraxis_2024.pdf
https://www.paritaet-ber-lin.de/fileadmin/user_upload/redaktion/Bilder/publikationen/Paritaet_Broschuere_Zuwendungspraxis_2024.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/dv-09-09.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/dv-09-09.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/dv-09-09.pdf
https://www.stiftungbildung.org/entbuerokratisierung-der-foerderung-zivilgesellschaftlichen-engagements/#more-31901
https://www.stiftungbildung.org/entbuerokratisierung-der-foerderung-zivilgesellschaftlichen-engagements/#more-31901
https://www.stiftungbildung.org/entbuerokratisierung-der-foerderung-zivilgesellschaftlichen-engagements/#more-31901

3 www.facebook.com/umweltbundesamt.de
» www.twitter.com/umweltbundesamt
» Unsere Broschiiren als Download @ www.youtube.com/user/umweltbundesamt
Kurzlink: bit.ly/2dowYYI www.instagram.com/umweltbundesamt/



https://bit.ly/2dowYYI
https://www.facebook.com/umweltbundesamt.de
https://www.twitter.com/umweltbundesamt
https://www.youtube.com/user/umweltbundesamt
https://www.instagram.com/umweltbundesamt/

	Den sozial-ökologischen Wandel gemeinsam gestalten - Maßnahmen für die Stärkung und Vernetzung zivilgesellschaftlicher Nachhaltigkeitsinitiativen
	Impressum
	Herausgeber
	Autorinnen und Autoren
	Redaktion
	Satz
	Bildquellen

	Inhalt
	1 Einleitung
	1.1 Erkenntnisinteresse und Forschungsfragen
	1.2 Projektablauf und Forschungsdesign
	1.3 Auswahl der beteiligten Nachhaltigkeitsinitiativen nach Themenfeldern 

	2 Ergebnisse des Beteiligungsprozesses mit den Nachhaltigkeitsinitiativen
	2.1 Identifizierte Hürden
	2.2 Zukunftsvisionen und Lösungsvorschläge der Initiativen
	2.3 Maßnahmen zur Umsetzung für Verwaltung und Politik
	2.3.1 Ansatzpunkt 1: Etablierung lokaler Anlauf stellen
	2.3.2 Ansatzpunkt 2: Vereinfachung der Zuwendungs praxis
	2.3.3 Ansatzpunkt 3: Digitale Plattformen für mehr Sichtbarkeit von Initiativen


	3 Einordnung der Maßnahmen und Ausblick
	4 Quellenverzeichnis




